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BUNDESGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 2019 Ausgegeben am 29. Oktober 2019 Teil I

105. Bundesgesetz: Gewaltschutzgesetz 2019
(NR: GP XXVI IA 970/A S. 89. BR: AB 10260 S. 897.)

105. Bundesgesetz, mit dem das Sicherheitspolizeigesetz, das Namensinderungsgesetz, das
Allgemeine biirgerliche Gesetzbuch, das Strafgesetzbuch, das Jugendgerichtsgesetz 1988,
die StrafprozeSordnung 1975, das Strafregistergesetz 1968, das Tilgungsgesetz 1972, die
Exekutionsordnung, das Bundesgesetz, mit dem das Sicherheitspolizeigesetz geindert
wird und Verstofle gegen bestimmte einstweilige Verfiigungen zum Schutz vor Gewalt und
zum Schutz vor Eingriffen in die Privatsphire zu Verwaltungsiibertretungen erklart
werden, das Arztegesetz 1998, das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, das
Hebammengesetz, das Kardiotechnikergesetz, das MTD-Gesetz, das Medizinische
Assistenzberufe-Gesetz, das Medizinischer Masseur- und Heilmasseurgesetz, das
Sanititergesetz, das Zahniirztegesetz, das Musiktherapiegesetz, das
Psychologengesetz 2013, das Psychotherapiegesetz, das Allgemeine
Sozialversicherungsgesetz, das Verbrechensopfergesetz und das Bundesgesetz mit dem das
Bundesgesetz iiber die Grundsitze fiir Hilfen fiir Familien und Erziehungshilfen fiir
Kinder und Jugendliche geindert werden (Gewaltschutzgesetz 2019)

Der Nationalrat hat beschlossen:
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Artikel 1
Anderung des Sicherheitspolizeigesetzes

Das Sicherheitspolizeigesetz — SPG, BGBI. Nr. 566/1991, zuletzt geidndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 56/2018, wird wie folgt gedndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu § 38a:
»$ 38a. Betretungs- und Anndherungsverbot zum Schutz vor Gewalt*

2. Dem § 22 Abs. 2 wird folgender Satz angefiigt:

,,Zu diesem Zweck konnen die Sicherheitsbehdérden im Einzelfall erforderliche Mallnahmen mit Behorden
und jenen Einrichtungen, die mit dem Vollzug offentlicher Aufgaben, insbesondere zum Zweck des
Schutzes vor und der Vorbeugung von Gewalt sowie der Betreuung von Menschen, betraut sind,
erarbeiten und koordinieren, wenn aufgrund bestimmter Tatsachen, insbesondere wegen -eines
vorangegangenen gefdhrlichen Angriffs, anzunehmen ist, dass ein bestimmter Mensch eine mit
betréachtlicher Strafe bedrohte Handlung (§ 17) gegen Leben, Gesundheit, Freiheit oder Sittlichkeit eines
Menschen begehen wird. (Sicherheitspolizeiliche Fallkonferenz).

3. Dem § 25 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

»(4) Der Bundesminister fiir Inneres ist ermichtigt, bewdhrte geeignete Einrichtungen fiir
opferschutzorientierte Taterarbeit vertraglich damit zu beauftragen, Gefdhrder gemil3 § 38a Abs. 8 zu
beraten (Gewaltpriaventionszentren). Die Beratung dient der Hinwirkung auf die Abstandnahme von
Gewaltanwendung im Umgang mit Menschen (Gewaltpraventionsberatung).*

4.§ 35 Abs. 1 Z 8 lautet:

»3. wenn dies fir die Verhdngung eines Betretungsverbots nach § 36a oder eines Betretungs- und
Anndherungsverbots nach § 38a sowie fiir die Uberpriifung und Durchsetzung derselben
notwendig ist;*

5. § 38a samt Uberschrift lautet:
»Betretungs- und Anniherungsverbot zum Schutz vor Gewalt

§ 38a. (1) Die Organe des dffentlichen Sicherheitsdienstes sind erméchtigt, einem Menschen, von
dem auf Grund bestimmter Tatsachen, insbesondere wegen eines vorangegangenen gefahrlichen Angriffs,
anzunehmen ist, dass er einen gefdhrlichen Angriff auf Leben, Gesundheit oder Freiheit begehen werde
(Gefahrder), das Betreten einer Wohnung, in der ein Geféhrdeter wohnt, samt einem Bereich im Umkreis
von hundert Metern zu untersagen (Betretungsverbot). Mit dem Betretungsverbot verbunden ist das
Verbot der Anndherung an den Gefdhrdeten im Umkreis von hundert Metern (Annéherungsverbot).

(2) Bei Anordnung eines Betretungs- und Anndherungsverbots haben die Organe des 6ffentlichen
Sicherheitsdienstes

1. dem Gefdhrder den Verbotsbereich nach Abs. 1 zur Kenntnis zu bringen;

2. dem Geféhrder alle in seiner Gewahrsame befindlichen Schliissel zur Wohnung geméf Abs. 1
abzunehmen und ihn zu diesem Zweck erforderlichenfalls zu durchsuchen; § 40 Abs. 3 und 4 gilt
sinngemal;

3. dem Gefidhrder Gelegenheit zu geben, dringend bendtigte Gegenstidnde des personlichen Bedarfs
mitzunehmen und sich dariiber zu informieren, welche Moglichkeiten er hat, unterzukommen;

4.den Gefahrder tber die Verpflichtung gemdB Abs.8 und die Rechtsfolgen einer
Zuwiderhandlung sowie {iber die Mdglichkeit eines Antrags gemifl Abs. 9 zu informieren;

5.vom Gefdahrder die Bekanntgabe einer Abgabestelle fir Zwecke der Zustellung von
Schriftstiicken nach dieser Bestimmung oder der Exekutionsordnung (EO), RGBI. Nr. 79/1896,
zu verlangen; unterldsst er dies, kann die Zustellung solcher Schriftstiicke so lange durch
Hinterlegung ohne vorausgehenden Zustellversuch erfolgen, bis eine Bekanntgabe erfolgt; darauf
ist der Gefdhrder hinzuweisen,;

6. den Gefahrder bei Aufenthalt in einem Verbotsbereich nach Abs. 1 wegzuweisen.

(3) Betrifft das Betretungsverbot eine vom Gefdhrder bewohnte Wohnung, ist besonders darauf
Bedacht zu nehmen, dass dieser Eingriff in das Privatleben des Gefihrders die VerhédltnisméaBigkeit (§ 29)
wahrt. Sofern keine Ausnahme gemdB Abs. 9 vorliegt, darf der Gefdhrder den Verbotsbereich gemél
Abs. 1 nur in Gegenwart eines Organs des dffentlichen Sicherheitsdienstes aufsuchen.
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(4) Die Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes sind verpflichtet, den Geféhrdeten iiber die
Moglichkeit einer einstweiligen Verfiigung nach §§382b wund 382¢ EO und geeignete
Opferschutzeinrichtungen (§ 25 Abs. 3) zu informieren. Dariiber hinaus sind sie verpflichtet,

1. sofern der Gefdhrdete minderjdhrig ist und es im Einzelfall erforderlich erscheint, jene
Menschen, in deren Obhut er sich regelméBig befindet, sowie

2. sofern ein Minderjahriger in der vom Betretungsverbot erfassten Wohnung wohnt, unverziiglich
den ortlich zustindigen Kinder- und Jugendhilfetrager

iiber die Anordnung eines Betretungs- und Anndherungsverbots zu informieren.

(5) Die Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes sind erméchtigt, den Gefédhrder bei Versto3
gegen das Betretungs- und Anndherungsverbot wegzuweisen. Die Einhaltung eines Betretungsverbots ist
zumindest einmal wihrend der ersten drei Tage seiner Geltung durch Organe des offentlichen
Sicherheitsdienstes zu kontrollieren.

(6) Bei der Dokumentation der Anordnung eines Betretungs- und Annéherungsverbots ist auf die fiir
das Einschreiten maf3geblichen Umstdnde sowie auf jene Bedacht zu nehmen, die fiir ein Verfahren nach
§§ 382b und 382¢ EO oder fiir eine Abklarung der Gefdhrdung des Kindeswohls durch den zustidndigen
Kinder- und Jugendhilfetrager von Bedeutung sein konnen.

(7) Die Anordnung eines Betretungs- und Anndherungsverbots ist der Sicherheitsbehorde
unverziiglich bekanntzugeben und von dieser binnen drei Tagen zu iiberpriifen. Stellt die
Sicherheitsbehorde fest, dass das Betretungs- und Anndherungsverbot nicht hétte angeordnet werden
diirfen, so hat sie unverziiglich den Gefahrdeten iiber die beabsichtigte Authebung zu informieren und das
Verbot gegeniiber dem Gefahrder aufzuheben. Die Information des Geféahrdeten sowie die Aufhebung des
Betretungs- und Anndherungsverbots haben nach Modglichkeit miindlich oder schriftlich durch
personliche Ubergabe zu erfolgen.

(8) Der Gefédhrder hat binnen fiinf Tagen ab Anordnung des Betretungs- und Annédherungsverbots
ein Gewaltpriaventionszentrum zur Vereinbarung einer Gewaltpriaventionsberatung (§ 25 Abs. 4) zu
kontaktieren und an der Beratung aktiv teilzunehmen, sofern das Betretungs- und Anndherungsverbot
nicht gemdB Abs. 7 aufgehoben wird. Die Beratung hat langstens binnen 14 Tagen ab Kontaktaufnahme
stattzufinden. Nimmt der Gefdhrder keinen Kontakt auf oder nicht (aktiv) an einer
Gewaltpraventionsberatung teil, ist er zur Sicherheitsbehorde zum Zweck der Ermdglichung der
Durchfiihrung der Gewaltpraventionsberatung durch das Gewaltpraventionszentrum zu laden; § 19 des
Allgemeinen  Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 — AVG, BGBIL  Nr. 51/1991, gilt. Die
Gewaltpraventionsberatung erfolgt auf Kosten des Gefahrders.

(9) Die Sicherheitsbehorde ist erméchtigt, bei Vorliegen zwingender Notwendigkeit auf begriindeten
Antrag des Gefihrders mit Bescheid ortliche oder zeitliche Ausnahmen von dem Betretungs- und
Anndherungsverbot festzulegen, sofern schutzwiirdige Interessen des Gefdhrdeten dem nicht
entgegenstehen; zu diesem Zweck ist dem Gefihrdeten Gelegenheit zur AuBerung zu geben. Ausnahmen
fir die Wohnung, die vom Betretungsverbot betroffen ist, sind nicht zuldssig. Die Entscheidung der
Behorde ist dem Geféhrdeten unverziiglich zur Kenntnis zu bringen.

(10) Das Betretungs- und Annédherungsverbot endet zwei Wochen nach seiner Anordnung oder,
wenn die Sicherheitsbehdrde binnen dieser Frist vom ordentlichen Gericht iiber die Einbringung eines
Antrags auf Erlassung einer einstweiligen Verfiigung nach §§ 382b und 382e¢ EO informiert wird, mit
dem Zeitpunkt der Zustellung der Entscheidung des ordentlichen Gerichts an den Antragsgegner,
langstens jedoch vier Wochen nach seiner Anordnung. Im Falle einer Zuriickzichung des Antrags endet
das Betretungs- und Anndherungsverbot sobald die Sicherheitsbehorde von der Zuriickziehung durch
Mitteilung des ordentlichen Gerichts Kenntnis erlangt, friihestens jedoch zwei Wochen nach seiner
Anordnung.

(11) Die nach Abs.2 abgenommenen Schliissel sind mit Aufhebung oder Beendigung des
Betretungsverbots zur Abholung durch den Gefdhrder bereit zu halten und diesem auszufolgen. Werden
die Schliissel trotz nachweislicher Information des Gefdhrders iiber die Abholungsmdoglichkeit nicht
binnen einer Frist von zwei Wochen abgeholt, konnen die Schliissel auch einem sonstigen
Verfiigungsberechtigten ausgefolgt werden. Sechs Wochen nach Aufhebung oder Beendigung des
Betretungsverbots gelten diese als verfallen; § 43 Abs. 2 gilt sinngemél. Im Falle eines Antrags auf
Erlassung einer einstweiligen Verfiigung nach §§ 382b und 382e EO sind die nach Abs. 2 abgenommenen
Schliissel beim ordentlichen Gericht zu erlegen.

(12) Die Berechnung von Fristen nach dieser Bestimmung richtet sich nach §§ 32 und 33 Abs. 1
AVG.“

www.ris.bka.gv.at



BGBI. I - Ausgegeben am 29. Oktober 2019 - Nr. 105 4 von 28

6. § 56 Abs. 1 Z 3 lautet:

,,3. an Interventionsstellen (§ 25 Abs. 3) sowie Gewaltpraventionszentren (§ 25 Abs. 4), soweit dies
zum Schutz gefahrdeter Menschen oder zur Gewaltpraventionsberatung erforderlich ist, wobei
nur die Dokumentation (§ 38a Abs. 6) und die darin enthaltenen personenbezogenen Daten zu
tubermitteln sind;*

7.8 56 Abs. 1 Z 8 lautet:

,,8. im Fall einer Anordnung eines Betretungs- und Annéherungsverbots gemif3 § 38a Abs. 1, wenn
der Gefdhrdete minderjahrig ist, an jene Menschen, in deren Obhut er sich regelméBig befindet.
Zu tbermitteln sind ausschlieBlich der Name des Gefihrders und des gefidhrdeten Minderjéhrigen
sowie die Dauer des Verbots und die Information iiber eine allfillige Authebung desselben;*

8. Dem § 56 Abs. 1 wird folgende Z 9 angefiigt:

9. an die Teilnehmer einer sicherheitspolizeilichen Fallkonferenz (§ 22 Abs. 2 letzter Satz). Die
Teilnehmer sind — sofern sie nicht ohnehin der Amtsverschwiegenheit unterliegen — zur
vertraulichen Behandlung der Daten verpflichtet; dariiber sind sie zu informieren.*

9. In §58c Abs.3 werden das Wort ,Betretungsverbot“ durch die Wortfolge ,Betretungs- und
Annidherungsverbot®, der Verweis ,,§ 38a Abs. 6 durch den Verweis ,,§ 38a Abs. 7° sowie jeweils die
Wortfolge ,.ein Jahr durch die Wortfolge ,,drei Jahre* ersetzt.

10. § 84 Abs. 1 Z 2 lautet:

,,2. einer Verpflichtung gemil3 § 56 Abs. 1 Z 9 zur vertraulichen Behandlung personenbezogener
Daten zuwiderhandelt oder*

11. Dem § 84 Abs. 1 Z 7 wird ein Beistrich angefiigt.

12. In § 84 Abs. 1 werden im Schlussteil die Zahl ,,500“ durch die Zahl ,,1 000, die Zahl ,,2 300 durch
die Zahl ,4 600, das Wort ,Freiheitsstrafe durch das Wort ,Ersatzfreiheitsstrafe® sowie das Wort
wZwel' durch das Wort ,,vier* ersetzt.

13. In § 84 Abs. la entfallen die Wortfolge ,einer praventiven Rechtsaufkldrung nach § 38a Abs. 6a,
sowie der Verweis ,,§ 38a Abs. 6a,” und es werden die Zahl ,,500° durch die Zahl ,,1 000, die Zahl
2 300 durch die Zahl ,,4 600° sowie das Wort ,,zwei* durch das Wort ,vier* ersetzt.

14. In § 84 wird nach Abs. la folgender Abs. 1b eingefiigt:

,»(1b) Ein Geféhrder (§ 38a), der
1. den vom Betretungsverbot gemif} § 38a umfassten Bereich betritt,
2. sich sonst trotz Anndherungsverbots gemif § 38a einem Gefahrdeten annéhert,

3.einer Verpflichtung gemd §38a Abs.8 zur Kontaktaufnahme mit einem
Gewaltpraventionszentrum oder zur (aktiven) Teilnahme an einer Gewaltpriaventionsberatung
nicht nachkommt,
begeht eine Verwaltungsiibertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 2 500 Euro, im Wiederholungsfall mit
Geldstrafe bis zu 5 000 Euro, im Falle ihrer Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs
Wochen, zu bestrafen.*

15. In § 84 Abs. 2 wird nach der Wortfolge ,,Verwaltungsiibertretung gemall Abs. 1° die Wendung ,,oder
1b* eingefiigt.

16. Dem § 94 wird folgender Abs. 47 angefiigt:

,(47) Die §§ 22 Abs. 2, 35 Abs. 1 Z 8, 38a Abs. 1 bis 7 sowie Abs. 9 bis 12 samt Uberschrift, 56
Abs. 1 Z 3 hinsichtlich der Interventionsstellen (§ 25 Abs. 3), Z 8 und 9, 58c Abs. 3, 84 Abs. 1, Abs. la,
Abs. 1b Z 1 und 2 sowie Abs.2 und 98 Abs.2 sowie das Inhaltsverzeichnis in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 105/2019 treten mit 1. Jinner 2020 in Kraft. Die §§ 25 Abs. 4, 38a Abs. 8,
56 Abs. 1 Z 3 hinsichtlich der Gewaltpriaventionszentren (§ 25 Abs. 4) und 84 Abs. 1b Z 3 in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 105/2019 treten mit 1. Janner 2021 in Kraft. § 97 Abs. 4 tritt mit Ablauf
des 31. Dezember 2019 auBler Kraft.*

17. § 97 Abs. 4 entfdllt.
18. In § 98 Abs. 2 wird der Verweis ,,§§ 38a Abs. 5 durch den Verweis ,,§§ 38a Abs. 6 ersetzt.
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Artikel 2
Anderung des Namensinderungsgesetzes

Das Namensiinderungsgesetz — NAG, BGBI. Nr. 195/1988, zuletzt geéindert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 59/2017, wird wie folgt gedndert:

1. In § 2 Abs. 1 wird nach Z 10 folgende Z 10a eingefiigt:

,»10a. der Antragsteller glaubhaft macht, Opfer im Sinne des § 65 Z 1 lit. a Strafprozessordnung —
StPO, BGBI. Nr. 631/1975, zu sein und dass eine Anderung des Familiennamens Straftaten im
Sinne des § 65 Z 1 lit. a StPO vorbeugen kann;*

2. In §2 Abs. 2 wird im Einleitungsteil nach der Zahl ,10“ ein Beistrich und die Wendung ,,10a“
eingefiigt.

3.In § 3 Abs. 1 Z 8 wird nach der Wendung ,,bis 9a* die Wendung ,,oder 10a* eingefiigt.

4. In § 11 erhdlt der letzte Absatz die Absatzbezeichnung ,(9)“ und es wird folgender Abs. 10 angefiigt:

»(10) §2 Abs.1 Z10a und Abs.2, §3 Abs.1 Z8 und § 11 Abs.9 in der Fassung BGBI. I
Nr. 105/2019 treten mit 1. Mérz 2020 in Kraft.”

Artikel 3
Anderung des Allgemeinen biirgerlichen Gesetzbuchs

Das Allgemeine biirgerliche Gesetzbuch, JGS Nr.946/1811, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 100/2018, wird wie folgt gedndert:

1. In § 211 Abs. 2 wird das Zitat ,,§§ 382b und 382e EO* durch das Zitat ,,§§ 382b, 382e und 382g EO*

ersetzt.

2. Dem § 1494 Abs. 2 wird folgender Satz angefiigt:

,Unabhingig davon beginnt die Frist nach § 1489 Satz 2 zweiter Fall vor Vollendung des achtzehnten
Lebensjahres des Geschédigten nicht zu laufen.*

3. § 1503 wird folgender Abs. 13 angefiigt:

»(13) § 211 Abs. 2 in der Fassung des Gewaltschutzgesetzes 2019, BGBI. I Nr. 105/2019, tritt mit
dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. § 1494 Abs. 2 in der Fassung dieses Bundesgesetzes tritt
mit 01.01.2020 in Kraft und ist auf alle Schadenersatzanspriiche anzuwenden, die zu diesem Zeitpunkt
noch nicht verjéhrt sind.*

Artikel 4
Anderung des Strafgesetzbuches

Das Strafgesetzbuch (StGB), BGBI. Nr. 60/1974, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. 1
Nr. 70/2018, wird wie folgt gedndert:

1. § 33 Abs. 2 lautet:

,»(2) Ein Erschwerungsgrund ist es auch, wenn der Téter eine vorsétzliche strafbare Handlung nach
dem ersten bis dritten oder zehnten Abschnitt des Besonderen Teils oder eine sonstige strafbare Handlung
unter Anwendung von Gewalt oder geféhrlicher Drohung

1. als Volljdhriger gegen eine minderjdhrige Person oder fiir diese wahrnehmbar gegen eine ihr
nahestehende Person

2. gegen eine Angehorige oder einen Angehdrigen (§ 72), einschlielich einer fritheren Ehefrau,
eingetragenen Partnerin oder Lebensgefdhrtin oder eines fritheren Ehemanns, eingetragenen
Partners oder Lebensgefdhrten oder als mit dem Opfer zusammenlebende Person;

3. unter Missbrauch einer Autoritétsstellung;

4. gegen eine aufgrund besonderer Umsténde schutzbediirftige Person unter Ausniitzung deren
besonderer Schutzbediirftigkeit;

5. unter Einsatz eines auflergewdhnlich hohen AusmafBles an Gewalt oder nachdem der Tat eine
solche Gewaltanwendung vorausgegangen ist;
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6. unter Einsatz oder Drohung mit einer Waffe
begangen hat.*

2. § 33 Abs. 3 entfillt.

2a. In § 39 Abs. 1 StGB wird im ersten Satz das Wort ,kann* durch die Wendung ,.erhoht sich® ersetzt
und entfdllt die Wendung ,iiberschritten werden®.

3. Im § 39 wird nach dem Abs. 1 folgender Abs. 1a eingefiigt:

,»(1a) Ist der Téter schon zweimal wegen vorsitzlicher strafbarer Handlungen gegen Leib und Leben,
gegen die Freiheit oder gegen die sexuelle Integritdt und Selbstbestimmung zu einer Freiheitsstrafe
verurteilt worden, so erhoht sich, wenn er nach Vollendung des neunzehnten Lebensjahres neuerlich eine
vorsatzliche strafbare Handlung gegen eines dieser Rechtsgiiter begeht, das Hochstmal3 der angedrohten
Freiheitsstrafe oder Geldstrafe um die Hélfte, hdchstens jedoch auf zwanzig Jahre.*

4. Im § 39 Abs. 2 wird im ersten Satz nach dem Wort ,Jahre* die Wendung ,,, bei einer Verurteilung
wegen einer mit zehn oder mehr Jahren Freiheitsstrafe bedrohten strafbaren Handlung mehr als zehn
Jahre,” eingefiigt.

4a. In § 39 Abs. 2 wird im zweiten Satz nach dem Wort ,Strafe” die Wendung ,,bedingt nachgesehen oder*
eingefiigt.
5. § 39a und seine Uberschrift lauten:
»Anderung der Strafdrohung bei bestimmten Gewalttaten
§ 39a. (1) Hat ein Téter eine vorsitzliche strafbare Handlung unter Anwendung von Gewalt oder
geféhrlicher Drohung
1. als volljahrige gegen eine unmiindige Person,

2. gegen eine aufgrund besonderer Umstéinde schutzbediirftige Person unter Ausniitzung deren
besonderer Schutzbediirftigkeit,

3. unter Einsatz eines auBergewohnlich hohen AusmafBles an Gewalt oder nachdem der Tat eine
solche Gewaltanwendung vorausgegangen ist oder

4. unter Einsatz oder Drohung mit einer Waffe oder
5. mit mindestens einer weiteren Person in verabredeter Verbindung begangen,
so treten die in Abs. 2 genannten Anderungen der Strafdrohung ein, wenn der jeweilige Umstand nicht
schon die Strafdrohung bestimmt.
(2) Demnach tritt an die Stelle der Androhung

1. einer Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder der Androhung einer solchen Freiheitsstrafe oder
einer Geldstrafe bis zu 720 Tagessédtzen die Androhung einer Freiheitsstrafe von zwei Monaten
bis zu einem Jahr,

2. einer Freiheitsstrafe, die kein Mindestmal vorsieht und deren Hochstmal3 ein Jahr tibersteigt, die
Androhung eines Mindestmales von drei Monaten Freiheitsstrafe,

3. einer Freiheitsstrafe, deren Mindestmal sechs Monate betrdgt, die Androhung eines
MindestmalBes von einem Jahr Freiheitsstrafe,

4. einer Freiheitsstrafe, deren Mindestmal} ein Jahr betrdgt, die Androhung eines MindestmafBies von
zwei Jahren Freiheitsstrafe.

(3) Die Anwendung des § 39 bleibt hievon unberiihrt. Bei der Anwendung des § 41 ist von den nach
Abs. 2 gednderten Strafdrohungen auszugehen.*

6. Dem § 43 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

,(3) Die bedingte Nachsicht (Abs. 1) einer wegen Vergewaltigung (§ 201) verhidngten Strafe ist
ausgeschlossen.*

6a. In § 43a Abs. 1 bis 4 wird das Zitat ,,§ 43 jeweils durch das Zitat ,,§ 43 Abs. 1* ersetzt.

7.Im § 64 Abs. 1 Z 4a wird die Wendung ,,im Sinne von § 90 Abs. 3 durch den Klammerausdruck ,,(§ 85
Abs. 1 Z 2a)“ ersetzt.

7a. § 83 Abs. 3 lautet:

,»(3) Wer eine Korperverletzung nach Abs. 1 oder 2 an einer Person, die
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1. mit der Kontrolle der Einhaltung der Beforderungsbedingungen oder der Lenkung eines
Beforderungsmittels einer dem 6ffentlichen Verkehr dienenden Anstalt betraut ist,

2. in einem gesetzlich geregelten Gesundheitsberuf, in einer anerkannten Rettungsorganisation oder
in der Verwaltung im Bereich eines solchen Berufes, insbesondere einer Krankenanstalt, oder als
Organ der Feuerwehr tétig ist,

wihrend oder wegen der Ausiibung ihrer Tétigkeit begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu
bestrafen.*

8. Im § 85 Abs. 1 wird das Wort ,,oder” am Ende der Z 2 durch einen Beistrich ersetzt und nach der Z 2
folgende Z 2a eingefiigt:
»2a. eine Verstimmelung oder sonstige Verletzung der Genitalien, die geeignet ist, eine nachhaltige
Beeintrachtigung des sexuellen Empfindens herbeizufiihren, oder*

9. In § 87 wird nach dem Abs. 1 nachfolgender Abs. 1a eingefiigt:

»(la) Wer die Tat an einem Beamten, Zeugen oder Sachverstindigen wéhrend oder wegen der
Vollziehung seiner Aufgaben oder der Erfiillung seiner Pflichten begeht, ist mit Freiheitsstrafe von zwei
bis zu zehn Jahren zu bestrafen.

10. Im § 87 Abs. 2 werden nach der Wendung ,,Zieht die Tat” die Wendung ,,nach Abs. 1 und nach der
Wendung ,,einem bis zu fiinfzehn Jahren,” die Wendung ,,im Falle des Abs. la mit Freiheitsstrafe von
zwei bis zu fiinfzehn Jahren,* eingefiigt.

11. Im § 90 Abs. 3 wird die Wendung ,Verstimmelung oder sonstige Verletzung der Genitalien, die
geeignet ist, eine nachhaltige Beeintrachtigung des sexuellen Empfindens herbeizuftihren,” durch die
Wendung ,,Genitalverstimmelung (§ 85 Abs. 1 Z 2a)* ersetzt.

11a. § 91a und seine Uberschrifi lauten:

,» Litlicher Angriff auf mit bestimmten Aufgaben betraute Bedienstete einer dem 6ffentlichen
Verkehr dienenden Anstalt oder Angehorige des Gesundheits- oder Rettungswesens oder Organe
der Feuerwehr

§ 91a. Wer eine Person,

1. die mit der Kontrolle der Einhaltung der Beforderungsbedingungen oder der Lenkung eines
Beforderungsmittels einer dem offentlichen Verkehr dienenden Anstalt betraut ist,

2. in einem gesetzlich geregelten Gesundheitsberuf, fiir eine anerkannte Rettungsorganisation oder
in der Verwaltung im Bereich eines solchen Berufs, insbesondere einer Krankenanstalt, oder als
Organ der Feuerwehr tétig ist,

wihrend der Ausiibung ihrer Tétigkeit titlich angreift, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder
mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessédtzen zu bestrafen.*

12. Im § 107a Abs. 2 werden das Wort ,,oder am Ende der Z 3 durch einen Beistrich und der Punkt am
Ende der Z 4 durch das Wort ,,oder* ersetzt sowie nach der Z 4 folgende Z 5 angefiigt:

,,D. Tatsachen oder Bildaufnahmen des hochstpersonlichen Lebensbereiches dieser Person ohne
deren Zustimmung verdffentlicht.*

13. § 107a Abs. 3 lautet:

,(3) Ubersteigt der Tatzeitraum nach Abs. 1 ein Jahr oder hat die Tat den Selbstmord oder einen
Selbstmordversuch der im Sinn des Abs. 2 verfolgten Person zur Folge, so ist der Téter mit Freiheitsstrafe
bis zu drei Jahren zu bestrafen.*

14. Im § 107b treten an die Stelle der Abs. 3 und 4 folgende Abs. 3, 3a und 4:

,»(3) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fiinf Jahren ist zu bestrafen, wer durch die Tat eine
umfassende Kontrolle des Verhaltens der verletzten Person herstellt oder eine erhebliche Einschrankung
der autonomen Lebensfiihrung der verletzten Person bewirkt.

(3a) Mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren ist zu bestrafen, wer

1. die Tat gegen eine unmiindige oder wegen Gebrechlichkeit, Krankheit oder einer geistigen
Behinderung wehrlose Person begeht,

2. eine Tat nach Abs. 3 auf qualvolle Weise begeht oder

3.im Rahmen einer fortgesetzten Gewaltausiibung nach Abs. 3 wiederholt Straftaten gegen die
sexuelle Selbstbestimmung und Integritét begeht.

www.ris.bka.gv.at



BGBI. I - Ausgegeben am 29. Oktober 2019 - Nr. 105 8 von 28

(4) Hat eine Tat nach Abs. 3 oder Abs. 3a Z 1 eine Korperverletzung mit schweren Dauerfolgen
(§ 85) zur Folge oder wird die Gewalt nach Abs. 3 oder Abs. 3a Z 1 linger als ein Jahr ausgeiibt, so ist
der Téter mit Freiheitsstrafe von funf bis zu fiinfzehn Jahren, hat sie aber den Tod der verletzten Person
zur Folge, mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren zu bestrafen.*

15. Im § 201 Abs. 1 wird das Wort ,,einem* durch das Wort ,,zwei‘ ersetzt.

16. § 220D lautet:

8 220b. (1) Hat der Téter eine vorsitzlich begangene, mit mehr als einjéhriger Freiheitsstrafe
bedrohte stratbare Handlung gegen Leib und Leben oder die Freiheit oder eine strafbare Handlung gegen
die sexuelle Integritdt und Selbstbestimmung einer minderjéhrigen Person begangen und im Tatzeitpunkt
eine Erwerbstitigkeit oder sonstige Tétigkeit in einem Verein oder einer anderen Einrichtung ausgeiibt
oder auszuiiben beabsichtigt, welche die Erziehung, Ausbildung oder Beaufsichtigung Minderjéhriger
oder sonst intensive Kontakte mit Minderjéhrigen einschliefit, so ist ihm fiir unbestimmte Zeit die
Ausiibung dieser und vergleichbarer Tatigkeiten zu untersagen, sofern die Gefahr besteht, dass er sonst
unter Ausniitzung einer ihm durch eine solche Tatigkeit gebotenen Gelegenheit eine weitere derartige
strafbare Handlung mit nicht bloB leichten Folgen begehen werde.

(2) Hat der Téter eine strafbare Handlung nach Abs. 1 zum Nachteil einer wegen Gebrechlichkeit,
Krankheit oder einer geistigen Behinderung wehrlosen Person begangen und im Tatzeitpunkt eine
Erwerbstétigkeit oder sonstige Tatigkeit in einem Verein oder einer anderen Einrichtung ausgeiibt oder
auszuiiben beabsichtigt, welche die Betreuung solcher wehrlosen Personen oder sonst intensive Kontakte
mit solchen wehrlosen Personen einschliet, so ist ihm fiir unbestimmte Zeit die Ausiibung dieser und
vergleichbarer Tatigkeiten zu untersagen, sofern die Gefahr besteht, dass er sonst unter Ausniitzung einer
ihm durch eine solche Tétigkeit gebotenen Gelegenheit eine weitere derartige strafbare Handlung mit
nicht bloB leichten Folgen begehen werde.

(3) Das Tiatigkeitsverbot beginnt mit Rechtskraft der Entscheidung, mit der das Verbot
ausgesprochen wird. Das Gericht hat mindestens alle fiinf Jahre zu iiberpriifen, ob die Gefahr, wegen der
das Tatigkeitsverbot verhdngt wurde, noch besteht. Wenn nachtréglich Umsténde eintreten oder bekannt
werden, bei deren Vorliegen im Zeitpunkt des Urteils kein Tatigkeitsverbot ausgesprochen worden wire,
hat das Gericht das Tétigkeitsverbot aufzuheben.

(4) Wer einer Titigkeit nachgeht, obwohl ihm deren Ausiibung nach den vorstehenden
Bestimmungen untersagt wurde, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu
360 Tagessdtzen zu bestrafen.*

Artikel 5
Anderung des Jugendgerichtsgesetzes 1988

Das Jugendgerichtsgesetz 1988 (JGG), BGBIL Nr. 599/1988, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 154/2015, wird wie folgt gedndert:

1. In § 19 wird nach Abs. 3 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

,»(4) Abweichend von Abs. 1 bleibt es bei den Strafandrohungen der allgemeinen Strafgesetze, wenn
der Téter eine der folgenden Taten begangen hat und diese mit Freiheitsstrafe im Hochstmall von
mindestens fiinf Jahren bedroht ist, wobei auf keine strengere Freiheitsstrafe als von zwanzig Jahren
erkannt werden darf:

1. eine strafbare Handlung gegen Leib und Leben,
2. eine strafbare Handlung gegen die sexuelle Integritdt und Selbstbestimmung,

3. eine strafbare Handlung nach dem fiinfundzwanzigsten Abschnitt des Besonderen Teils des
Strafgesetzbuches,

4. eine strafbare Handlung als Mitglied einer kriminellen Vereinigung oder
5. das Anfiihren einer und die Beteiligung an einer terroristischen Vereinigung (§ 278b StGB).*

2. In § 63 wird nach dem Abs. 11 folgender Abs. 12 angefiigt:

»(12) § 19 Abs. 4 in der Fassung des Gewaltschutzgesetzes 2019, BGBI. I Nr. 105/2019, tritt mit
01.01.2020 in Kraft.”
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Artikel 6
Anderung der StrafprozeBordnung 1975

Die Strafprozefordnung 1975 (StPO), BGBI. Nr. 631/1975, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 70/2018, wird wie folgt gedndert:

1. In § 52 Abs. 2 wird der Punkt am Ende der Z 3 durch einen Beistrich ersetzt und nach Z 3 folgende Z 4
angefiigt:
;4. fiir die Herstellung einer Abschrift oder Kopie des Protokolls seiner Vernehmung (§ 96 Abs. 5).

2.In § 53 Abs. 2 wird folgender Satz angefiigt:

,,Es ist unzuldssig, dem Beschuldigten oder seinem Vertreter Akten oder Teile davon zur Herstellung von
Kopien [auBerhalb des Amtsgebdudes] mitzugeben.*

3. § 66a Abs. 1 zweiter Satz lautet:

,»Als besonders schutzbediirftig gelten jedenfalls Opfer,
1. die in ihrer sexuellen Integritit und Selbstbestimmung verletzt worden sein kdnnten,
2. zu deren Schutz ein Betretungs- und Anndherungsverbot zum Schutz vor Gewalt nach § 38a
Abs. 1 SPG erteilt werden konnte,
3. die minderjdhrig (§ 74 Abs. 1 Z 3 StGB) sind.*

4. In § 66a Abs. 2 wird nach der Z 1 folgende Z 1a eingefiigt:
»la. zu verlangen, dass Dolmetschleistungen (§ 66 Abs.3) bei Vernehmungen des Opfers im
Ermittlungsverfahren und in der Hauptverhandlung nach Moglichkeit von einer Person des
gleichen Geschlechts erbracht werden,*

5. In § 68 Abs. 1 wird die Zitierung ,,§§ 51, 52 Abs. 1, Abs. 2 Z 1 und 3 sowie 53“ durch die Zitierung
»8§ 51,52 Abs. 1, Abs. 2 Z 1, 3 und 4 sowie 53 ersetzt.

6.§ 70 Abs. 1 und 2 lauten:

»870. (1) Sobald ein Ermittlungsverfahren gefiihrt wird, hat die Kriminalpolizei oder die
Staatsanwaltschaft Opfer iiber ihre wesentlichen Rechte (§§ 66 bis 67) zu informieren. Dies darf nur so
lange unterbleiben, als besondere Umstinde befiirchten lassen, dass ansonsten der Zweck der
Ermittlungen geféahrdet wére. Opfer im Sinn des § 65 Z 1 sind spitestens im Zeitpunkt ihrer Vernehmung
dariiber zu informieren, dass sie berechtigt sind, auf Antrag unverziiglich von

1. der Freilassung des Beschuldigten (§ 172 Abs. 4, § 177 Abs. 5),

2. der Flucht des in der Untersuchungshaft befindlichen Beschuldigten und seiner Wiederergreifung
(§ 181a),

3. der Flucht und Wiederergreifung des Geflohenen (§ 106 Abs. 4 StVG) sowie

4. dem ersten unbewachten Verlassen der Anstalt oder der bevorstechenden oder erfolgten
Entlassung des Strafgefangenen (§ 149 Abs. 5 StVG)

verstiandigt zu werden. § 50 Abs. 2 gilt sinngemé0.

(2) Spitestens vor ihrer ersten Vernehmung sind Opfer im Sinn des § 65 Z 1 lit. a oder b sowie Opfer
(§65 Z1) terroristischer Straftaten (§ 278¢c StGB) iberdies tiber die Voraussetzungen der
Prozessbegleitung und besonders schutzbediirftige Opfer iiber ihre Rechte nach § 66a zu informieren.*

7. Der bisherige Inhalt des § 70 Abs. 2 erhdlt die Absatzbezeichnung ,,(3)*.

8. § 76 Abs. 4 lautet:

.(4) Eine Ubermittlung personenbezogener Daten, die nach diesem Gesetz ermittelt wurden, darf nur
an Behorden und Gerichte auf Grund einer ausdriicklichen gesetzlichen Erméchtigung sowie nur dann
vorgenommen werden, wenn die Verwendung dieser Daten in einem Strafverfahren als Beweis zuléssig
ist. Sie hat zu unterbleiben, wenn

1. die mit der Ubermittlung verfolgten Zwecke nicht im gesetzlichen Zustéindigkeitsbereich der
ersuchenden Behorden und Gerichte liegen oder

2.im FEinzelfall schutzwiirdige Geheimhaltungsinteressen (§ 1 Abs. 1 DSG) die mit der
Ubermittlung verfolgten Zwecke iiberwiegen, insbesondere wenn es sich um personenbezogene
Daten handelt, die durch eine korperliche Untersuchung, eine molekulargenetische Untersuchung
(§§ 123 und 124) oder eine Ermittlungsmanahme nach dem 4. bis 6. Abschnitt des
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8. Hauptstiicks ermittelt worden sind, oder eine Ubermittlung den Zweck der Ermittlungen
gefdhrden wiirde.*

9. In § 76 wird nach Abs. 5 folgender Abs. 6 angefiigt:

,(6) Kriminalpolizei, Staatsanwaltschaften und Gerichte sind zum Zweck der Vorbeugung einer mit
betrachtlicher Strafe bedrohten Handlung (§ 17 SPG) gegen Leben, Gesundheit, Freiheit oder Sittlichkeit
berechtigt, nach diesem Gesetz ermittelte personenbezogene Daten, die zulédssig in einem Strafverfahren
Verwendung finden konnen, an die Teilnehmer einer sicherheitspolizeilichen Fallkonferenz (§ 22 Abs. 2
SPG) zu iibermitteln. Dies hat jedenfalls dann zu unterbleiben, wenn im Einzelfall schutzwiirdige
Geheimhaltungsinteressen (§ 1 Abs. 1 DSG) die mit der Ubermittlung verfolgten Zwecke iiberwiegen.

10. § 80 Abs. 1 zweiter Satz lautet:

»Einem Opfer (§ 65 Z 1), das Anzeige erstattet hat, ist eine schriftliche Bestitigung der Anzeige
gebiihrenfrei auszufolgen.*

11. In § 96 Abs. 5 wird im zweiten Satz nach dem Wort ,sogleich® das Wort ,,gebiihrenfrei” eingefiigt.

12. In § 165 Abs. 4 wird die Wendung ,und die in § 156 Abs. 1 Z 1 und 2 erwdhnten Zeugen* durch die
Wendung ,,, die in § 156 Abs. 1 Z 1 erwdahnten Zeugen sowie Zeugen, auf die die in § 66a Abs. 1
erwahnten Kriterien zutreffen,* ersetzt.

13. § 173 Abs. 5 Z 3 lautet wie folgt:

,,3. in den Féllen des § 38a Abs. 1 SPG das Gelobnis, jeden Kontakt mit dem Opfer zu unterlassen,
und die Weisung, eine bestimmte Wohnung sowie bestimmte sonstige Ortlichkeiten nicht zu
betreten und sich dem Opfer nicht anzundhern oder ein bereits erteiltes Betretungs- und
Anndherungsverbot zum Schutz vor Gewalt nach § 38a Abs. 1 SPG oder eine einstweilige
Verfiigung nach § 382b EO nicht zu iibertreten, samt Abnahme aller Schliissel zur Wohnung,*

14. In § 206 Abs. 1 vierter Satz wird die Wendung ,,im Fall von Gewalt in Wohnungen (§ 38a SPG)*
durch die Wendung ,,im Fall eines erteilten Betretungs- und Anndherungsverbotes zum Schutz vor Gewalt
nach § 38a Abs. 1 SPG* erserzt.

15. In § 250 Abs. 3 wird nach der Wendung ,,Opfer gemal § 65 Z 1 lit. a* die Wendung ,,und besonders
schutzbediirftige Opfer (§ 66a) eingefiigt.

16. In § 410 Abs. 1 entfdllt im Klammerbegriff die Wendung ,,und 4.

17. In § 514 wird nach dem Abs. 40 folgender Abs. 41 angefiigt:

»(41) § 52 Abs. 2 Z 4, § 53 Abs. 2, § 66a Abs. 1 zweiter Satz und Abs. 2 Z 1a, § 68 Abs. 1, § 70,
§ 76 Abs. 4 und 6, § 80 Abs. 1, § 96 Abs. 5, § 165 Abs. 4, § 173 Abs. 5 Z 3, § 206 Abs. 1, § 250 Abs. 3
und § 410 Abs. 1 in der Fassung des Gewaltschutzgesetzes 2019, BGBIL. I Nr. 105/2019, treten mit
01.01.2020 in Kraft.“

Artikel 7
Anderung des Strafregistergesetzes 1968

Das Strafregistergesetz 1968, BGBI. Nr. 277/1968, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. 1
Nr. 32/2018, wird wie folgt gedndert:

1. In § 4 Abs. 5 wird das Wort ,,Daver* durch das Wort ,,Authebung® ersetzt.

2. §$ 9 A4bs. 1 Z 3 lautet:
,»3.nach Maligabe besonderer gesetzlicher Regelungen Kinder- und Jugendhilfetrigern zur
Vermeidung oder zur Abwehr einer konkreten von einer bestimmten Person ausgehenden
Gefdhrdung eines bestimmten minderjihrigen Kindes,*

3. In § 9 Abs. 1 wird nach der Z 3 folgende Z 4 angefiigt:

4. nach MaB3gabe besonderer gesetzlicher Regelungen Vereinen und Einrichtungen geméal § 220b
StGB zur Vermeidung oder zur Abwehr einer konkreten von einer bestimmten Person
ausgehenden Gefdhrdung einer bestimmten wegen Gebrechlichkeit, Krankheit oder einer
geistigen Behinderung wehrlosen Person.*
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4. Die Uberschrift zu § 9a lautet:

sSonderauskiinfte zu Sexualstraftitern und iiber Téatigkeitsverbote®.

5. In §9a Abs.1 Z1 wird die Wendung ,die Sachwalterschaft“ durch die Wendung ,den
Erwachsenenschutz* ersetzt.

6. § 9a Abs. 2 lautet wie folgt:

»(2) Nach Maligabe besonderer gesetzlicher Regelungen hat die Landespolizeidirektion Wien
Auskunft iiber die gemdBl § 2 Abs. la gekennzeichneten Verurteilungen sowie iiber Daten gemill § 2
Abs. 1 Z 7 und 8 zu erteilen:

1. Kinder- und Jugendhilfetragern, Schulbehérden sowie Dienstbehdrden und Personalstellen der
Gebietskorperschaften im Zusammenhang mit der Anstellung von Personen an Einrichtungen zur
Betreuung, FErziehung oder Unterrichtung von Kindern und Jugendlichen sowie zur
Eignungsbeurteilung von Pflege- und Adoptivwerberinnen und —werbern,

2. Vereinen und Einrichtungen gemif § 220b StGB im Zusammenhang mit der Anstellung von
Personen in der Pflege und Betreuung solcher wehrlosen Personen.

7. In § 10 werden nach dem Abs. 1b folgende Abs. 1c und Abs. 1d eingefiigt:

»(1c) Uber besonderen Antrag ist eine mit ,Strafregisterbescheinigung Pflege und Betreuung®
bezeichnete Bescheinigung iiber siamtliche gemidll § 2 Abs. la gekennzeichneten Verurteilungen des
Antragstellers, {iber Daten gemédB § 2 Abs. 1 Z 7 und 8 oder dariiber, dass das Strafregister keine solchen
Verurteilungen oder Eintrige enthdlt, auszustellen. Fiir diese Strafregisterbescheinigung gelten die
Auskunftsbeschrankungen des § 6 des Tilgungsgesetzes 1972, BGBI. Nr. 68, nicht.

(1d) Einem Antrag nach Abs. lc hat der Antragsteller eine an ihn ergangene schriftliche
Aufforderung zur Vorlage einer Bescheinigung nach Abs. 1c anzuschlieBen, in der der Aussteller
bestitigt, dass diese Bescheinigung fiir die Priifung der Eignung zur Ausiibung einer bestimmten in
seinem Verantwortungsbereich liegenden beruflichen oder organisierten ehrenamtlichen Tétigkeit, die
hauptséachlich die Pflege und Betreuung wehrloser Personen (§ 220b StGB) umfasst, benotigt wird.*

8. In § 10b Abs. 2 erster Satz wird nach dem Wort ,Minderjéhriger die Wendung ,,oder die Pflege und
Betreuung wehrloser Personen (§ 220b StGB)“ eingefiigt.

9. In § 10b Abs. 2 dritter Satz wird das Wort ,,ist* durch die Wendung ,jund Abs. 1d sind* ersetzt.
10. In § 11 Abs. 4a wird nach dem Zitat ,,§ 10 Abs. 1a* die Wendung ,jund Abs. 1c* eingefiigt.

11. In § 12 Abs. 1 zweiter Satz wird die Wendung ,bestimmt sich nach deren vom ordentlichen Gericht
verfligten Dauer* durch die Wendung ,erfolgt nach der Mitteilung des ordentlichen Gerichtes iiber dessen
rechtskriftig erfolgte Authebung® ersetzt.

12. In § 14 wird nach dem Abs. 14 folgender Abs. 15 eingefiigt:

(15)§ 4 Abs. 5, § 9 Abs. 1 Z 3 und Z 4, die Uberschrift zu § 9a, § 9a Abs. 1 Z 1 und Abs. 2, § 10b
Abs. 2 erster und dritter Satz und § 12 Abs. 1 zweiter Satz in der Fassung des Dritten
Gewaltschutzgesetzes, BGBI. I Nr. 105/2019, treten mit 1. Janner 2020, § 10 Abs. 1c und Abs. 1d und
§ 11 Abs. 4a treten mit 1. Juli 2020 in Kraft.*

Artikel 8
Anderung des Tilgungsgesetzes 1972

Das Tilgungsgesetz 1972, BGBI. Nr. 68/1972, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I
Nr. 87/2012, wird wie folgt gedndert:

1. § 6 Abs. 1 Z 8 lautet:

,8. den Kinder- und Jugendhilfetrigern, soweit dies zur Vermeidung oder zur Abwehr einer
konkreten von einer bestimmten Person ausgehenden Gefihrdung eines bestimmten
minderjdhrigen Kindes erforderlich ist,*
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2. In § 6 Abs. 1 wird nach der Z 8 folgende Z 9 angefiigt:

,.9. Vereinen und Einrichtungen gemdl § 220b StGB, soweit dies zur Vermeidung oder zur Abwehr
einer konkreten von einer bestimmten Person ausgehenden Gefdhrdung einer bestimmten
wehrlosen Person (§ 220b StGB) erforderlich ist.

3. In § 9 wird nach dem Abs. Ij folgender Abs. 1k eingefiigt:

»(1k) § 6 Abs. 1 Z8 und Z 9 in der Fassung des Gewaltschutzgesetz 2019, BGBI. I Nr. 105/2019,
tritt mit 01.01.2020 in Kraft.*

Artikel 9
Anderung der Exekutionsordnung
Die Exekutionsordnung, RGBI. Nr. 79/1896, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I
Nr. 32/2018, wird wie folgt gedndert:
1. § 382b Abs. 2 lautet:

»(2) Eine einstweilige Verfiigung nach Abs. 1 kann langstens fiir sechs Monate angeordnet werden.
Das Gericht kann zusitzlich die Dauer mit dem rechtskréftigen Abschluss des anhidngigen oder eines
binnen der angeordneten Dauer einzuleitenden Verfahrens in der Hauptsache festsetzen.*

la. In §382c Abs. 1 wird die Wendung ,Betretungsverbot gestellt (§ 38a Abs. 7 SPG)* durch die
Wendung ,Betretungs- und Anndherungsverbot gestellt (§ 38a Abs. 10 SPG)* ersetzt.

2. In § 382c Abs. 3 wird das Wort ,,Beschlu3® durch das Wort ,,Beschluss® ersetzt.

3. In § 382¢c Abs. 3 Z 2 wird nach dem Ausdruck ,Kinder- und Jugendhilfetrager™ die Wendung ,sowie
das Pflegschaftsgericht™ eingefiigt.

3a. In § 382¢ Abs. 4 wird die Wendung ,,aus AnlaB3 einer Wegweisung nach § 38a Abs. 3 SPG* durch die
Wendung ,nach §38a Abs.2 Z5 SPG aus Anlass der Anordnung eines Betretungs- und
Annidherungsverbots® ersetzt.

4. In § 382d Abs. 2 wird das Zitat ,,§ 382b Abs. 1 EO* durch das Zitat ,,§ 382b Abs. 1 ersetzt.
5. In § 382d Abs. 4 wird am Ende folgender Satz angefiigt:

Einstweilige Verfiigungen nach § 382b konnen auch nach den Bestimmungen des Dritten Abschnitts im
Ersten Teil vollzogen werden.*

6. § 382d wird folgender Abs. 5 angefiigt:

»(5) Vor der Ausfolgung gemil3 Abs. 2 abgenommener oder nach § 38a SPG bei Gericht erlegter
Schliissel sind die Parteien einzuvernehmen. Ist strittig, wer tiber die Schliissel verfiigungsberechtigt ist,
so sind die Parteien auf den streitigen Rechtsweg zu verweisen; die Schliissel sind in diesem Fall weiter
gerichtlich zu verwahren.*

7. In § 382e Abs. 1 werden in Z 1 am Ende das Wort ,,und” durch einen Beistrich ersetzt, in Z 2 am Ende
der Beistrich durch das Wort ,,und* ersetzt und folgende Z 3 angefiigt:

,,3. zu verbieten, sich dem Antragsteller oder bestimmt zu bezeichnenden Orten in einem bestimmten
Umkreis anzundhern,*
8. § 382e Abs. 2 erster Satz lautet:
,Eine einstweilige Verfiigung nach Abs. 1 kann ldngstens fiir ein Jahr angeordnet werden; § 382b Abs. 2
zweiter Satz ist anzuwenden.*
9. In § 382e Abs. 3 wird vor dem ersten Satz folgender Satz eingefiigt:
»S 382¢ Abs. 3 ist sinngemall anzuwenden.
10. In § 382g Abs. I werden in Z 6 am Ende der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und folgende Z 7 und
8 angefiigt:
,1. Verbot, insbesondere im Wege der Telekommunikation oder unter Verwendung eines
Computersystems, Tatsachen oder Bildaufnahmen des hochstpersonlichen Lebensbereiches oder
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Verletzungen der Ehre oder Privatsphére der gefdhrdeten Partei ohne ihre Zustimmung fiir eine
grofere Zahl von Menschen wahrnehmbar zu machen oder zu halten,

8. Verbot, sich der gefdhrdeten Partei oder bestimmt zu bezeichnenden Orten in einem bestimmten
Umkreis anzundhern.*

11. § 382g Abs. 2 erster Satz lautet:

,Eine einstweilige Verfiigung nach Abs. 1 kann lidngstens fiir ein Jahr angeordnet werden; § 382b Abs. 2
zweiter Satz ist anzuwenden.“

12. § 382g Abs. 3 erster und zweiter Satz lauten:

,»Das Gericht kann mit dem Vollzug von einstweiligen Verfiigungen nach Abs. 1 Z 1, 3 und 8 die
Sicherheitsbehdrden betrauen. § 382c Abs. 3 und § 382d Abs. 4 sind sinngeméf anzuwenden.*

13. § 391 Abs. 2 lautet:

,»(2) Wenn eine einstweilige Verfligung vor Eintritt der Félligkeit des von der antragstellenden Partei
behaupteten Rechts oder sonst vor Einleitung des Prozesses oder der Exekution bewilligt wird, ist — au3er
bei einstweiligen Verfligungen nach §§ 382b, 382e oder 382g Abs. 1 Z 1 bis 8 — im Beschluss eine
angemessene Frist fiir die Einbringung der Klage oder fiir den Antrag auf Bewilligung der Exekution zu
bestimmen. Nach vergeblichem Ablauf der Frist ist die getroffene Verfiigung auf Antrag oder von Amts
wegen aufzuheben.*

14. § 395 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

,»(3) Das Gericht, bei dem der Antrag auf Erlassung einer einstweiligen Verfiigung nach §§ 382b
oder 382¢ eingebracht wurde, hat die ortlich zustdndige Sicherheitsbehérde von der Einbringung des
Antrags und dessen Umfang sowie von einer allfdlligen Zuriickziehung unverziiglich in Kenntnis zu
setzen.“

15. § 399 samt Uberschrift lautet:
»Aufhebung oder Einschrinkung der angeordneten Verfiigung

§ 399. (1) Das Gericht kann auf Antrag eine angeordnete Verfiigung selbst nach Zuriickweisung
eines gemif § 397 erhobenen Widerspruchs insbesondere dann aufheben oder einschrinken, wenn

1. die Verfiigung in weiterem Umfang ausgefithrt wurde, als es zur Sicherung der gefahrdeten
Partei notwendig ist,

2. sich inzwischen die Verhéltnisse, in Anbetracht deren die einstweilige Verfiigung bewilligt
wurde, derart gedndert haben, dass es des Fortbestandes dieser Verfligung zur Sicherung der
Partei, auf deren Antrag sie bewilligt wurde, nicht mehr bedarf,

3. der Gegner der gefihrdeten Partei die ihm vorbehaltene oder eine anderweitige, dem Gericht
geniigend erscheinende Sicherheit geleistet hat und sich dariiber ausweist,

4. der Anspruch der gefdahrdeten Partei, fiir welchen die einstweilige Verfiigung bewilligt wurde,
berichtigt oder rechtskriftig aberkannt oder dessen Erloschen rechtskriftig festgestellt wurde,

5. ein Fall des § 39 Abs. 1 oder des § 391 vorliegt.

(2) Uber solche Antriige hat, wenn sie wihrend des in der Hauptsache noch anhiingigen Prozesses
gestellt werden, das Prozessgericht erster Instanz, sonst das Gericht, das iiber Antrag auf Bewilligung der
einstweiligen Verfligung in erster Instanz entschieden hat, mit Beschluss zu entscheiden. Vor der
Entscheidung ist die gefdhrdete Partei einzuvernehmen.

16. Nach § 399b wird folgender § 399c samt Uberschrift eingefiigt:

»Anpassung einer einstweiligen Verfiigung zum Schutz vor Gewalt und Eingriffen in die
Privatsphiire

§ 399¢. (1) Das fiir die Erlassung einer einstweiligen Verfiigung nach §§ 382b, 382¢ und 382g
zustdndige Gericht erster Instanz hat auf Antrag der gefdhrdeten Partei die faktischen Elemente einer
solchen einstweiligen Verfligung an die gednderten Umstinde anzupassen, sofern und soweit das
erforderlich ist, um der Verfiigung Wirkung zu verleihen.

(2) Das Gericht hat iiber den Antrag ohne Einvernehmung des Antragsgegners zu entscheiden; dieser
kann gegen den Beschluss auf Anpassung Widerspruch im Sinn des § 397 Abs. 2 erheben. Im Ubrigen
sind auf das Verfahren tiber die Anpassung die fiir die Entscheidung iiber den Antrag auf Erlassung einer
Verfligung nach §§ 382b, 382¢ und 382¢g geltenden Bestimmungen sowie § 393 Abs. 2 anzuwenden.
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(3) Die fiir den Vollzug einer Verfiigung nach §§ 382b, 382¢ und 382g geltenden Bestimmungen
sind auf den Vollzug der angepassten Verfiigung anzuwenden.*

17. Nach § 449 wird folgender § 450 samt Uberschrift angefiigt:
»Inkrafttreten und Ubergangsbestimmungen zum Gewaltschutzgesetz 2019

§ 450. § 382b Abs. 2, § 382c Abs. 1, 3 und 4, § 382d Abs. 2, 4 und 5, § 382e Abs. 1 bis 3, § 382¢g
Abs. 1 bis 3, § 391 Abs. 2, § 395 Abs. 3, §§ 399 und 399c¢ in der Fassung des Gewaltschutzgesetzes 2019,
BGBI. I Nr. 105/2019, treten mit 01.01.2020 in Kraft und sind anzuwenden, wenn der Antrag auf
Erlassung oder — im Fall des § 399¢ — auf Anpassung der einstweiligen Verfiigung nach dem 01.01.2020
bei Gericht einlangt.*

Artikel 10

Anderung des Bundesgesetzes, mit dem das Sicherheitspolizeigesetz geindert wird und
Verstofle gegen bestimmte einstweilige Verfiigungen zum Schutz vor Gewalt und zum
Schutz vor Eingriffen in die Privatsphiire zu Verwaltungsiibertretungen erklirt werden
(SPG-Novelle 2013)

Das Bundesgesetz, mit dem das Sicherheitspolizeigesetz gedndert wird und Verstole gegen
bestimmte einstweilige Verfiigungen zum Schutz vor Gewalt und zum Schutz vor Eingriffen in die
Privatsphédre zu Verwaltungsiibertretungen erkldrt werden (SPG-Novelle 2013), BGBIL I Nr. 152/2013,
wird wie folgt gedndert:

1. Die Uberschrifi des § 1 in Artikel 2 lautet:

witrafbestimmung bei Zuwiderhandeln gegen einstweilige Verfiigungen zum Schutz vor Gewalt
und Eingriffen in die Privatsphiire sowie gegen SchutzmafSinahmen*

2. Artikel 2 § 1 Abs. 1 lautet:

»§ 1. (1) Wer einer in einer einstweiligen Verfiigung nach §§ 382b, 382e Abs. 1 Z 1 und Z 2 erster
Fall und §382g Abs.1 Z 1, 3 und 8 des Gesetzes vom 27. Mai 1896 iiber das Exekutions- und
Sicherungsverfahren (Exekutionsordnung — EO), RGBI. Nr. 79/1896, oder in einer nach § 420 EO
angeordneten  Vollstreckung einer ausldndischen Schutzmafnahme getroffenen Anordnung
zuwiderhandelt, begeht eine Verwaltungsiibertretung und ist mit einer Geldstrafe bis zu 2 500 Euro, im
Wiederholungsfall mit Geldstrafe bis zu 5000 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit
Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs Wochen, zu bestrafen.*

3. In Artikel 2 § 3 erhdlt der bisherige Text die Absatzbezeichnung ,(1)* und es wird folgender Abs. 2
angefiigt:
»(2) §1 Abs. 1 in der Fassung des Gewaltschutzgesetzes 2019, BGBIL. I Nr. 105/2019, tritt mit

01.01.2020 in Kraft. Die Bestimmung ist in dieser Fassung auf strafbare Handlungen anzuwenden, die
nach diesem Zeitpunkt begangen werden.*

Artikel 11
Anderung des Arztegesetzes 1998

Das Arztegesetz 1998 (ArzteG 1998), BGBL 1 Nr. 169/1998, zuletzt geindert durch das
Bundesgesetz BGBL. I Nr. 20/2019, wird wie folgt geéndert:

1. In § 51 Abs. 1 entfdllt der vorletzte Satz.

2. § 54 samt Uberschrift lautet:
,verschwiegenheits-, Anzeige- und Meldepflicht

§ 54. (1) Die Arztin/der Arzt und ihre/seine Hilfspersonen sind zur Verschwiegenheit iiber alle ihnen
in Ausiibung ihres Berufes anvertrauten oder bekannt gewordenen Geheimnisse verpflichtet.
(2) Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, wenn

1. nach gesetzlichen Vorschriften eine Meldung der Arztin/des Arztes iiber den Gesundheitszustand
bestimmter Personen vorgeschrieben ist,

2. Mitteilungen oder Befunde der Arztin/des Arztes an die Sozialversicherungstriger und
Krankenfiirsorgeanstalten oder sonstigen Kostentrdger in dem Umfang, als dies fiir die

www.ris.bka.gv.at



BGBI. I - Ausgegeben am 29. Oktober 2019 - Nr. 105 15 von 28

Empfangerin/den Empfanger zur Wahrnehmung der ihr/ihm iibertragenen Aufgaben eine
wesentliche Voraussetzung bildet, erforderlich sind,

3. die durch die Offenbarung des Geheimnisses bedrohte Person die Arztin/den Arzt von der
Geheimhaltung entbunden hat,

4. die Offenbarung des Geheimnisses nach Art und Inhalt zum Schutz hoherwertiger Interessen
a) der offentlichen Gesundheitspflege,
b) der Rechtspflege oder
¢) von einwilligungsunfahigen Patientinnen/Patienten im Zusammenhang mit der Bereitstellung
der fiir die Behandlungskontinuitit unerldsslichen Eckdaten gegeniiber den mit der Pflege
betrauten Personen
unbedingt erforderlich ist,

5. die Offenbarung des Geheimnisses gegeniiber anderen Arztinnen/Arzten und Krankenanstalten
zur Aufklarung eines Verdachts einer gerichtlich stratbaren Handlung geméf Abs. 4 Z 2 und zum
Wohl der Kinder oder Jugendlichen erforderlich ist,

6. die Arztin/der Arzt der Anzeigepflicht gemiB Abs. 4 oder der Mitteilungspflicht gemiB § 37
Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetz 2013 (B-KJHG 2013), BGBL. I Nr. 69/2013, nachkommt.

(3) Die Verschwiegenheitspflicht besteht auch insoweit nicht, als die fiir die Honorar- oder
Medikamentenabrechnung gegeniiber den Krankenversicherungstrigern, Krankenanstalten, sonstigen
Kostentrdgern oder Patienten erforderlichen Unterlagen zum Zweck der Abrechnung, auch im
automationsunterstiitzten =~ Verfahren, Auftragsverarbeitern gemidB3 Art. 4 Z8  Datenschutz-
Grundverordnung {iberlassen werden. Eine allféllige Speicherung darf nur so erfolgen, dass Betroffene
weder bestimmt werden konnen noch mit hoher Wahrscheinlichkeit bestimmbar sind. Diese Daten sind
ausschlieBlich mit Zustimmung des Verantwortlichen gemif Art. 4 Z 7 Datenschutz-Grundverordnung an
die zustindige Arztekammer iiber deren Verlangen weiterzugeben.

(4) Die Arztin/der Arzt ist zur Anzeige an die Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft
verpflichtet, wenn sich in Ausiibung der beruflichen Tatigkeit der begriindete Verdacht ergibt, dass durch
eine gerichtlich stratbare Handlung

1. der Tod, eine schwere Korperverletzung oder eine Vergewaltigung herbeigefiihrt wurde oder

2. Kinder oder Jugendliche misshandelt, gequélt, vernachldssigt oder sexuell missbraucht werden
oder worden sind oder

3. nicht handlungs- oder entscheidungsfahige oder wegen Gebrechlichkeit, Krankheit oder einer
geistigen Behinderung wehrlose Volljahrige misshandelt, gequélt, vernachlédssigt oder sexuell
missbraucht werden oder worden sind.

(5) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 4 besteht nicht, wenn

1. die Anzeige dem ausdriicklichen Willen der volljahrigen handlungs- oder entscheidungsfahigen
Patientin/des volljdhrigen handlungs- oder entscheidungsfihigen Patienten widersprechen wiirde,
sofern keine unmittelbare Gefahr fiir diese/diesen oder eine andere Person besteht und die
klinisch-forensischen Spuren érztlich gesichert sind, oder

2. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tatigkeit beeintrdchtigen wiirde, deren Wirksamkeit
eines personlichen Vertrauensverhéltnisses bedarf, sofern nicht eine unmittelbare Gefahr fiir
diese oder eine andere Person besteht, oder

3. die Arztin/der Arzt, die ihre/der seine berufliche Titigkeit im Dienstverhiltnis ausiibt, eine
entsprechende Meldung an den Dienstgeber erstattet hat und durch diesen eine Anzeige an die
Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist.

(6) Weiters kann in Fillen des Abs. 4 Z 2 die Anzeige unterbleiben, wenn sich der Verdacht gegen
einen Angehorigen (§ 72 StGB) richtet, sofern dies das Wohl des Kindes oder Jugendlichen erfordert und
eine Mitteilung an die Kinder- und Jugendhilfetriger und gegebenenfalls eine Einbeziehung einer
Kinderschutzeinrichtung an einer Krankenanstalt erfolgt. In den Féllen einer vorsdtzlich begangenen
schweren Korperverletzung hat die Arztin/der Arzt auf bestehende Opferschutzeinrichtungen
hinzuweisen.*
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Artikel 12
Anderung des Gesundheits- und Krankenpflegegesetzes

Das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz (GuKG), BGBL. I Nr. 108/1997, zuletzt gedndert durch
das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 59/2018, wird wie folgt gedndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis entfdllt der Eintrag zu § 8.

2. Dem § 6 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

,»(3) Weiters besteht die Verschwiegenheitspflicht nicht, soweit der Berufsangehorige
1. der Anzeigepflicht gemil3 § 7 oder

2. der Mitteilungspflicht gemif3 § 37 Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetz 2013 (B-KJHG 2013),
BGBI. I Nr. 69/2013,

nachkommt.*

3. § 7 lautet:

»87. (1) Angehorige der Gesundheits- und Krankenpflegeberufe sind zur Anzeige an die
Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft verpflichtet, wenn sich in Ausiibung der beruflichen Tétigkeit
der begriindete Verdacht ergibt, dass durch eine gerichtlich strafbare Handlung

1. der Tod, eine schwere Korperverletzung oder eine Vergewaltigung herbeigefiihrt wurde oder

2. Kinder oder Jugendliche misshandelt, gequilt, vernachléssigt oder sexuell missbraucht werden
oder worden sind oder

3. nicht handlungs- oder entscheidungsfahige oder wegen Gebrechlichkeit, Krankheit oder einer
geistigen Behinderung wehrlose Volljahrige misshandelt, gequélt, vernachlédssigt oder sexuell
missbraucht werden oder worden sind.

(2) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 1 besteht nicht, wenn

1. die Anzeige dem ausdriicklichen Willen des volljahrigen handlungs- oder entscheidungsfihigen
Patienten, Klienten oder pflegebediirftigen Menschen widersprechen wiirde, sofern keine
unmittelbare Gefahr fiir diese oder eine andere Person besteht, oder

2. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tatigkeit beeintrachtigen wiirde, deren Wirksamkeit
eines personlichen Vertrauensverhdltnisses bedarf, sofern nicht eine unmittelbare Gefahr fiir
diese oder eine andere Person besteht, oder

3. der Berufsangehdrige, der seine berufliche Tétigkeit im Dienstverhéltnis ausiibt, eine
entsprechende Meldung an den Dienstgeber erstattet hat und durch diesen eine Anzeige an die
Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist.

(3) Weiters kann in Fillen des Abs. 1 Z 2 die Anzeige unterbleiben, wenn sich der Verdacht gegen
einen Angehdrigen (§ 72 Strafgesetzbuch — StGB, BGBI. Nr. 60/1974) richtet, sofern dies das Wohl des
Kindes oder Jugendlichen erfordert und eine Mitteilung an die Kinder- und Jugendhilfetrdger und
gegebenenfalls eine Einbeziehung einer Kinderschutzeinrichtung an einer Krankenanstalt erfolgt.*

4. § 8 samt Uberschrift entfillt.

Artikel 13
Anderung des Hebammengesetzes

Das Hebammengesetz (HebG), BGBI. Nr. 310/1994, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 59/2018, wird wie folgt geédndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 6 folgender Eintrag eingefiigt:
,»§ 6a  Anzeigepflicht™

2.§ 6 Abs. 5 entfdllt.
3. Nach § 6 wird folgender § 6a samt Uberschrift eingefiigt:
»Anzeigepflicht

§ 6a. (1) Hebammen sind zur Anzeige an die Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft
verpflichtet, wenn sich in Ausiibung der beruflichen Tétigkeit der begriindete Verdacht ergibt, dass durch
eine gerichtlich strafbare Handlung
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1. der Tod, eine schwere Kdrperverletzung oder eine Vergewaltigung herbeigefiihrt wurde oder

2. Kinder oder Jugendliche misshandelt, gequilt, vernachldssigt oder sexuell missbraucht werden
oder worden sind oder

3. nicht handlungs- oder entscheidungsfdhige oder wegen Gebrechlichkeit, Krankheit oder einer
geistigen Behinderung wehrlose Volljdhrige misshandelt, gequélt, vernachlédssigt oder sexuell
missbraucht werden oder worden sind.

(2) Hebammen sind verpflichtet, unverziiglich der Sicherheitsbehorde Anzeige zu erstatten, wenn
sich ihnen begriindeter Verdacht einer Unterschiebung eines Kindes (§ 200 Strafgesetzbuch — StGB,
BGBI. Nr. 60/1974) oder einer Aussetzung (§ 82 StGB) ergibt.

(3) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 1 besteht nicht, wenn

1. die Anzeige dem ausdriicklichen Willen der volljahrigen handlungs- oder entscheidungsfahigen
Schwangeren, Gebédrenden oder Wochnerin widersprechen wiirde, sofern keine unmittelbare
Gefahr fiir diese oder eine andere Person besteht, oder

2. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tatigkeit beeintrichtigen wiirde, deren Wirksamkeit
eines personlichen Vertrauensverhéltnisses bedarf, sofern nicht eine unmittelbare Gefahr fiir
diese oder eine andere Person besteht, oder

3. die Hebamme, die ihre berufliche Tatigkeit im Dienstverhdltnis ausiibt, eine entsprechende
Meldung an den Dienstgeber erstattet hat und durch diesen eine Anzeige an die Kriminalpolizei
oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist.

(4) Weiters kann in Fillen des Abs. 1 Z 2 die Anzeige unterbleiben, wenn sich der Verdacht gegen
eine/einen Angehorige/Angehorigen (§ 72 StGB) richtet, sofern dies das Wohl des Kindes oder
Jugendlichen erfordert und eine Mitteilung an die Kinder- und Jugendhilfetrager und gegebenenfalls eine
Einbeziehung einer Kinderschutzeinrichtung an einer Krankenanstalt erfolgt.*

4. Nach § 7 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefiigt:

»(2a) Weiters besteht die Verschwiegenheitspflicht nicht, soweit die Hebamme
1. der Anzeigepflicht geméal § 6a oder

2. der Mitteilungspflicht gemaf3 § 37 Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetz 2013 (B-KJHG 2013),
BGBI. I Nr. 69/2013,

nachkommt.*

Artikel 14
Anderung des Kardiotechnikergesetzes

Das Kardiotechnikergesetz (KTG), BGBI. I Nr. 96/1998, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 59/2018, wird wie folgt geandert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 7 folgender Eintrag eingefiigt:
»$ 7a  Anzeigepflicht®

2. Nach § 7 wird folgender § 7a samt Uberschrift eingefiigt:
»Anzeigepflicht

§ 7a. (1) Angehorige des kardiotechnischen Dienstes sind zur Anzeige an die Kriminalpolizei oder
die Staatsanwaltschaft verpflichtet, wenn sich in Ausiibung der beruflichen Tatigkeit der begriindete
Verdacht ergibt, dass durch eine gerichtlich strafbare Handlung

1. der Tod, eine schwere Korperverletzung oder eine Vergewaltigung herbeigefiihrt wurde oder

2. Kinder oder Jugendliche misshandelt, gequélt, vernachlédssigt oder sexuell missbraucht werden
oder worden sind oder

3. nicht handlungs- oder entscheidungsfahige oder wegen Gebrechlichkeit, Krankheit oder einer
geistigen Behinderung wehrlose Volljahrige misshandelt, gequélt, vernachlédssigt oder sexuell
missbraucht werden oder worden sind.

(2) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 1 besteht nicht, wenn

1. die Anzeige dem ausdriicklichen Willen des volljdhrigen handlungs- oder entscheidungsfahigen
Patienten widersprechen wiirde, sofern keine unmittelbare Gefahr flir diese oder eine andere
Person besteht, oder
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2. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tatigkeit beeintrachtigen wiirde, deren Wirksamkeit
eines personlichen Vertrauensverhéltnisses bedarf, sofern nicht eine unmittelbare Gefahr fiir
diese oder eine andere Person besteht, oder

3. der Berufsangehorige eine entsprechende Meldung an den Dienstgeber erstattet hat und durch
diesen eine Anzeige an die Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist.

(3) Weiters kann in Fillen des Abs. 1 Z 2 die Anzeige unterbleiben, wenn sich der Verdacht gegen
einen Angehdrigen (§ 72 Strafgesetzbuch — StGB, BGBI. Nr. 60/1974) richtet, sofern dies das Wohl des
Kindes oder Jugendlichen erfordert und eine Mitteilung an die Kinder- und Jugendhilfetrdger und
gegebenenfalls eine Einbeziehung einer Kinderschutzeinrichtung an einer Krankenanstalt erfolgt.*

3. Dem § 8 wird folgender Abs. 3 angefiigt:
»(3) Weiters besteht die Verschwiegenheitspflicht nicht, soweit der Berufsangehorige

1. der Anzeigepflicht gemil § 7a oder

2. der Mitteilungspflicht gemif3 § 37 Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetz 2013 (B-KJHG 2013),
BGBI. I Nr. 69/2013,

nachkommt.*

Artikel 15
Anderung des MTD-Gesetzes

Das Bundesgesetz iiber die Regelung der gehobenen medizinisch-technischen Dienste (MTD-
Gesetz), BGBI. Nr. 460/1992, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 59/2018, wird wie
folgt gedndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 11d folgender Eintrag eingefiigt:
»§ 1le  Anzeigepflicht*

2. Dem § 11c wird folgender Abs. 3 angefiigt:

»(3) Weiters besteht die Verschwiegenheitspflicht nicht, soweit der (die) Berufsangehorige
1. der Anzeigepflicht geméB § 11e oder

2. der Mitteilungspflicht gemaf3 § 37 Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetz 2013 (B-KJHG 2013),
BGBI. I Nr. 69/2013,

nachkommt.*

3. Nach § 11d wird folgender § 11e samt Uberschrift eingefiigt:
»Anzeigepflicht
§ 11e. (1) Angehorige der gehobenen medizinisch-technischen Dienste sind zur Anzeige an die

Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft verpflichtet, wenn sich in Ausiibung der beruflichen Tatigkeit
der begriindete Verdacht ergibt, dass durch eine gerichtlich strafbare Handlung

1. der Tod, eine schwere Kdrperverletzung oder eine Vergewaltigung herbeigefiihrt wurde oder

2. Kinder oder Jugendliche misshandelt, gequilt, vernachléssigt oder sexuell missbraucht werden

oder worden sind oder
3. nicht handlungs- oder entscheidungsfihige oder wegen Gebrechlichkeit, Krankheit oder einer

geistigen Behinderung wehrlose Volljahrige misshandelt, gequélt, vernachlédssigt oder sexuell
missbraucht werden oder worden sind.

(2) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 1 besteht nicht, wenn

1. die Anzeige dem ausdriicklichen Willen des (der) volljdhrigen handlungs- oder
entscheidungsfihigen Patienten (Patientin) widersprechen wiirde, sofern keine unmittelbare
Gefahr fiir diese oder eine andere Person besteht, oder

2. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tatigkeit beeintrachtigen wiirde, deren Wirksamkeit
eines personlichen Vertrauensverhéltnisses bedarf, sofern nicht eine unmittelbare Gefahr fiir
diese oder eine andere Person besteht, oder

3. der (die) Berufsangehorige, der (die) seine (ihre) berufliche Tétigkeit im Dienstverhéltnis ausiibt,
eine entsprechende Meldung an den Dienstgeber erstattet hat und durch diesen eine Anzeige an
die Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist.
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(3) Weiters kann in Fillen des Abs. 1 Z 2 die Anzeige unterbleiben, wenn sich der Verdacht gegen
eine (einen) Angehorige(n) (§ 72 Strafgesetzbuch — StGB, BGBI. Nr. 60/1974) richtet, sofern dies das
Wohl des Kindes oder Jugendlichen erfordert und eine Mitteilung an die Kinder- und Jugendhilfetriger
und gegebenenfalls eine Einbeziehung einer Kinderschutzeinrichtung an einer Krankenanstalt erfolgt.*

Artikel 16
Anderung des Medizinische Assistenzberufe-Gesetzes

Das Medizinische Assistenzberufe-Gesetz (MABG), BGBI. I Nr. 89/2012, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBL. I Nr. 59/2018, wird wie folgt geéndert:

1. In § 13 Abs. 6 wird der Punkt am Ende der Z 2 durch das Wort ,joder ersetzt und folgende Z 3
angefiigt:
,,3. der/die Berufsangehdrige der Anzeigepflicht gemi3 Abs. 7 oder der Mitteilungspflicht gemaf3
§ 37 Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetz 2013 (B-KJHG 2013), BGBI. I Nr. 69/2013,
nachkommt.*

2. Dem § 13 werden folgende Abs. 7 bis 9 angefiigt:

,»(7) Angehorige der medizinischen Assistenzberufe sind zur Anzeige an die Kriminalpolizei oder
die Staatsanwaltschaft verpflichtet, wenn sich in Ausiibung der beruflichen Tétigkeit der begriindete
Verdacht ergibt, dass durch eine gerichtlich strafbare Handlung

1. der Tod, eine schwere Korperverletzung oder eine Vergewaltigung herbeigefiihrt wurde oder

2. Kinder oder Jugendliche misshandelt, gequélt, vernachléssigt oder sexuell missbraucht werden
oder worden sind oder

3. nicht handlungs- oder entscheidungsfahige oder wegen Gebrechlichkeit, Krankheit oder einer
geistigen Behinderung wehrlose Volljahrige misshandelt, gequélt, vernachléssigt oder sexuell
missbraucht werden oder worden sind.

(8) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 7 besteht nicht, wenn

l.die Anzeige dem ausdriicklichen Willen des/der volljdhrigen handlungs- oder
entscheidungsfahigen Patienten/-in widersprechen wiirde, sofern keine unmittelbare Gefahr fiir
diese oder eine andere Person besteht, oder

2. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tatigkeit beeintrdchtigen wiirde, deren Wirksamkeit
eines personlichen Vertrauensverhéltnisses bedarf, sofern nicht eine unmittelbare Gefahr fiir
diese oder eine andere Person besteht, oder

3. der/die Berufsangehorige eine entsprechende Meldung an den Dienstgeber erstattet hat und durch
diesen eine Anzeige an die Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist.

(9) Weiters kann in Fillen des Abs. 7 Z 2 die Anzeige unterbleiben, wenn sich der Verdacht gegen
eine/n Angehorige/n (§ 72 Strafgesetzbuch — StGB, BGBI. Nr. 60/1974) richtet, sofern dies das Wohl des
Kindes oder Jugendlichen erfordert und eine Mitteilung an die Kinder- und Jugendhilfetrdger und
gegebenenfalls eine Einbeziehung einer Kinderschutzeinrichtung an einer Krankenanstalt erfolgt.*

Artikel 17
Anderung des Medizinischer Masseur- und Heilmasseurgesetzes

Das Medizinischer Masseur- und Heilmasseurgesetz (MMHmMG), BGBI. I Nr. 169/2002, zuletzt
gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 59/2018, wird wie folgt gedndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 3 folgender Eintrag eingefiigt:
8 3a  Anzeigepflicht”

2. Im Inhaltsverzeichnis entfillt der Eintrag zu § 7.

3. Nach § 3 wird folgender § 3a samt Uberschrift eingefiigt:
»Anzeigepflicht

§ 3a. (1) Medizinische Masseure und Heilmasseure sind zur Anzeige an die Kriminalpolizei oder die
Staatsanwaltschaft verpflichtet, wenn sich in Ausiibung der beruflichen Tatigkeit der begriindete
Verdacht ergibt, dass durch eine gerichtlich strafbare Handlung

1. der Tod, eine schwere Korperverletzung oder eine Vergewaltigung herbeigefiihrt wurde oder
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2. Kinder oder Jugendliche misshandelt, gequilt, vernachldssigt oder sexuell missbraucht werden
oder worden sind oder

3. nicht handlungs- oder entscheidungsfahige oder wegen Gebrechlichkeit, Krankheit oder einer
geistigen Behinderung wehrlose Volljahrige misshandelt, gequélt, vernachlédssigt oder sexuell
missbraucht werden oder worden sind.

(2) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 1 besteht nicht, wenn

1. die Anzeige dem ausdriicklichen Willen des volljahrigen handlungs- oder entscheidungsféhigen
Patienten widersprechen wiirde, sofern keine unmittelbare Gefahr fiir diese oder eine andere
Person besteht, oder

2. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tatigkeit beeintrachtigen wiirde, deren Wirksamkeit
eines personlichen Vertrauensverhéltnisses bedarf, sofern nicht eine unmittelbare Gefahr fiir
diese oder eine andere Person besteht, oder

3. der Berufsangehorige, der seine berufliche Tétigkeit im Dienstverhéltnis ausiibt, eine
entsprechende Meldung an den Dienstgeber erstattet hat und durch diesen eine Anzeige an die
Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist.

(3) Weiters kann in Fillen des Abs. 1 Z 2 die Anzeige unterbleiben, wenn sich der Verdacht gegen
einen Angehdrigen (§ 72 Strafgesetzbuch — StGB, BGBI. Nr. 60/1974) richtet, sofern dies das Wohl des
Kindes oder Jugendlichen erfordert und eine Mitteilung an die Kinder- und Jugendhilfetrdger und
gegebenenfalls eine Einbeziehung einer Kinderschutzeinrichtung an einer Krankenanstalt erfolgt.*

4. Dem § 4 wird folgender Abs. 3 angefiigt:
»(3) Weiters besteht die Verschwiegenheitspflicht nicht, soweit der Berufsangehorige

1. der Anzeigepflicht gemaf § 3a oder

2. der Mitteilungspflicht gemif3 § 37 Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetz 2013 (B-KJHG 2013),
BGBI. I Nr. 69/2013,

nachkommt.*

5. § 7 samt Uberschrift entfillt.

6. In § 35 Abs. 1 entfillt die Absatzbezeichnung ,(1)".
7.8 35 Abs. 2 bis 5 entfdllt.

Artikel 18
Anderung des Sanitiitergesetzes

Das Sanititergesetz (SanG), BGBI. I Nr. 30/2002, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. 1
Nr. 59/2018, wird wie folgt gedndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 5 folgender Eintrag eingefiigt:
»$ 5a  Anzeigepflicht®

2. Nach § 5 wird folgender § 5a samt Uberschrift eingefiigt:
»Anzeigepflicht

§ 5a. (1) Sanitéter sind zur Anzeige an die Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft verpflichtet,
wenn sich in Ausiibung der beruflichen Tétigkeit der begriindete Verdacht ergibt, dass durch eine
gerichtlich strafbare Handlung

1. der Tod, eine schwere Korperverletzung oder eine Vergewaltigung herbeigefiihrt wurde oder

2. Kinder oder Jugendliche misshandelt, gequilt, vernachléssigt oder sexuell missbraucht werden
oder worden sind oder

3. nicht handlungs- oder entscheidungsfahige oder wegen Gebrechlichkeit, Krankheit oder einer
geistigen Behinderung wehrlose Volljdhrige misshandelt, gequélt, vernachlédssigt oder sexuell
missbraucht werden oder worden sind.

(2) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 1 besteht nicht, wenn

1. die Anzeige dem ausdriicklichen Willen des volljdhrigen handlungs- oder entscheidungsfahigen
Patienten widersprechen wiirde, sofern keine unmittelbare Gefahr fiir diese oder eine andere
Person besteht, oder
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2. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tatigkeit beeintrachtigen wiirde, deren Wirksamkeit
eines personlichen Vertrauensverhéltnisses bedarf, sofern nicht eine unmittelbare Gefahr fiir
diese oder eine andere Person besteht, oder

3. der Sanititer eine entsprechende Meldung an die Einrichtung gemiB § 23, in der er tétig ist,
erstattet hat und durch diese eine Anzeige an die Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft
erfolgt ist.

(3) Weiters kann in Fillen des Abs. 1 Z 2 die Anzeige unterbleiben, wenn sich der Verdacht gegen
einen Angehorigen (§ 72 Strafgesetzbuch — StGB, BGBI. Nr. 60/1974) richtet, sofern dies das Wohl des
Kindes oder Jugendlichen erfordert und eine Mitteilung an die Kinder- und Jugendhilfetrdger und
gegebenenfalls eine Einbeziehung einer Kinderschutzeinrichtung an einer Krankenanstalt erfolgt.*

3. Dem § 6 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

,»(3) Weiters besteht die Verschwiegenheitspflicht nicht, soweit der Sanitéter
1. der Anzeigepflicht gemil3 § 5a oder

2. der Mitteilungspflicht gemif3 § 37 Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetz 2013 (B-KJHG 2013),
BGBI. I Nr. 69/2013,

nachkommt.*

Artikel 19
Anderung des Zahnirztegesetzes

Das Zahnirztegesetz (ZAG), BGBL. I Nr. 126/2005, zuletzt geindert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 59/2018, wird wie folgt gedndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 21 folgender Eintrag eingefiigt:
»§ 21la  Anzeigepflicht*

2. Dem § 21 wird folgender Abs. 6 angefiigt:
»(0) Weiters besteht die Verschwiegenheitspflicht gemdB Abs. 1 nicht, soweit der/die
Berufsangehorige
1. der Anzeigepflicht gemal § 21a oder

2. der Mitteilungspflicht gemif3 § 37 Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetz 2013 (B-KJHG 2013),
BGBL. I Nr. 69/2013,

nachkommt.*

3. Nach § 21 wird folgender § 21a samt Uberschrift eingefiigt:
»Anzeigepflicht
§ 21a. (1) Angehorige des zahnirztlichen Berufs sind zur Anzeige an die Kriminalpolizei oder die
Staatsanwaltschaft verpflichtet, wenn sich in Ausiibung der beruflichen Tétigkeit der begriindete
Verdacht ergibt, dass durch eine gerichtlich strafbare Handlung
1. der Tod, eine schwere Korperverletzung oder eine Vergewaltigung herbeigefiihrt wurde oder
2. Kinder oder Jugendliche misshandelt, gequilt, vernachléssigt oder sexuell missbraucht werden
oder worden sind oder
3. nicht handlungs- oder entscheidungsfahige oder wegen Gebrechlichkeit, Krankheit oder einer
geistigen Behinderung wehrlose Volljdhrige misshandelt, gequélt, vernachlédssigt oder sexuell
missbraucht werden oder worden sind.

(2) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 1 besteht nicht, wenn

1.die Anzeige dem ausdriicklichen Willen des/der volljdhrigen handlungs- oder
entscheidungsfihigen Patienten/Patientin widersprechen wiirde, sofern keine unmittelbare Gefahr
fiir diese oder eine andere Person besteht, oder

2. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tatigkeit beeintrachtigen wiirde, deren Wirksamkeit
eines personlichen Vertrauensverhéltnisses bedarf, sofern nicht eine unmittelbare Gefahr fiir
diese oder eine andere Person besteht, oder

3. der/die Berufsangehorige, der/die seine/ihre berufliche Tétigkeit im Dienstverhéltnis ausiibt, eine
entsprechende Meldung an den Dienstgeber erstattet hat und durch diesen eine Anzeige an die
Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist.
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(3) Weiters kann in Fillen des Abs. 1 Z 2 die Anzeige unterbleiben, wenn sich der Verdacht gegen
einen/eine Angehorigen/Angehorige (§ 72 Strafgesetzbuch — StGB, BGBI. Nr. 60/1974) richtet, sofern
dies das Wohl des Kindes oder Jugendlichen erfordert und eine Mitteilung an die Kinder- und
Jugendhilfetrdger und gegebenenfalls eine Einbeziehung einer Kinderschutzeinrichtung an einer
Krankenanstalt erfolgt.*

4. In § 75 Abs. 2 wird folgender Satz angefiigt:

»Weiters besteht die Verschwiegenheitspflicht nicht, soweit der/die Berufsangehorige der Anzeigepflicht
gemil Abs. 3 oder der Mitteilungspflicht geméf § 37 Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetz 2013 (B-
KJHG 2013), BGBI. I Nr. 69/2013, nachkommt.*

5. Dem § 75 werden folgende Abs. 3 bis 5 angefiigt:

»(3) Angehorige der Zahnérztlichen Assistenz sind zur Anzeige an die Kriminalpolizei oder die
Staatsanwaltschaft verpflichtet, wenn sich in Ausiibung der beruflichen Titigkeit der begriindete
Verdacht ergibt, dass durch eine gerichtlich strafbare Handlung

1. der Tod, eine schwere Korperverletzung oder eine Vergewaltigung herbeigefiihrt wurde oder

2. Kinder oder Jugendliche misshandelt, gequélt, vernachléssigt oder sexuell missbraucht werden
oder worden sind oder

3. nicht handlungs- oder entscheidungsfahige oder wegen Gebrechlichkeit, Krankheit oder einer
geistigen Behinderung wehrlose Volljahrige misshandelt, gequélt, vernachlédssigt oder sexuell
missbraucht werden oder worden sind.

(4) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 3 besteht nicht, wenn

l.die Anzeige dem ausdriicklichen Willen des/der volljdhrigen handlungs- oder
entscheidungsfahigen Patienten/Patientin widersprechen wiirde, sofern keine unmittelbare Gefahr
fiir diese oder eine andere Person besteht, oder

2. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tatigkeit beeintrichtigen wiirde, deren Wirksamkeit
eines personlichen Vertrauensverhiltnisses bedarf, sofern nicht eine unmittelbare Gefahr fiir
diese oder eine andere Person besteht, oder

3. der/die Berufsangehorige eine entsprechende Meldung an den Dienstgeber erstattet hat und durch
diesen eine Anzeige an die Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist.

(5) Weiters kann in Fillen des Abs. 3 Z 2 die Anzeige unterbleiben, wenn sich der Verdacht gegen
einen/eine Angehorigen/Angehdrige (§ 72 Strafgesetzbuch — StGB, BGBI. Nr. 60/1974) richtet, sofern
dies das Wohl des Kindes oder Jugendlichen erfordert und eine Mitteilung an die Kinder- und
Jugendhilfetrdger und gegebenenfalls eine Einbeziehung einer Kinderschutzeinrichtung an einer
Krankenanstalt erfolgt.*

Artikel 20
Anderung des Musiktherapiegesetzes

Das Musiktherapiegesetz (MuthG), BGBI. I Nr. 93/2008, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 59/2018, wird wie folgt geédndert:

1. § 32 Abs. 2 lautet:

»(2) Eine Entbindung von der Verschwiegenheitspflicht, insbesondere zum Zweck einer
Zeugenaussage vor einem Gericht oder einer Verwaltungsbehorde, ist als hochstpersonliches Recht nur
durch die (den) entscheidungsfihige(n) Patientin (Patienten) zuldssig.*

2. Nach § 32 Abs. 2 werden folgende Abs. 3 bis 6 angefiigt:

,»(3) Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, soweit Musiktherapeuten (Musiktherapeutinnen)
1. der Anzeigepflicht gemil3 § Abs. 4 oder

2. der Mitteilungspflicht gemdl § 37 Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetz 2013 (B-KJHG 2013),
BGBI. I Nr. 69/2013,

nachkommen.

(4) Musiktherapeuten (Musiktherapeutinnen) sind zur Anzeige an die Kriminalpolizei oder die
Staatsanwaltschaft verpflichtet, wenn sich in Ausiibung der beruflichen Tétigkeit der begriindete
Verdacht ergibt, dass durch eine gerichtlich strafbare Handlung

1. der Tod, eine schwere Korperverletzung oder eine Vergewaltigung herbeigefiihrt wurde oder
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2. Kinder oder Jugendliche misshandelt, gequilt, vernachldssigt oder sexuell missbraucht werden
oder worden sind oder

3. nicht handlungs- oder entscheidungsfahige oder wegen Gebrechlichkeit, Krankheit oder einer
geistigen Behinderung wehrlose Volljahrige misshandelt, gequélt, vernachlédssigt oder sexuell
missbraucht werden oder worden sind.

(5) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 4 besteht nicht, wenn

1. die Anzeige dem ausdriicklichen Willen der volljahrigen handlungs- oder entscheidungsfahigen
Patientin/des volljdhrigen handlungs- oder entscheidungsfidhigen Patienten widersprechen wiirde,
sofern keine unmittelbare Gefahr fiir diese/diesen oder eine andere Person besteht, oder

2. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tatigkeit beeintrachtigen wiirde, deren Wirksamkeit
eines personlichen Vertrauensverhéltnisses bedarf, sofern nicht eine unmittelbare Gefahr fiir
diese oder eine andere Person besteht, oder

3. Musiktherapeuten (Musiktherapeutinnen), die ihre berufliche Tétigkeit im Dienstverhéltnis
ausiiben, eine entsprechende Meldung an den Dienstgeber erstattet haben und durch diesen eine
Anzeige an die Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist.

(6) Weiters kann in Fillen des Abs. 4 Z 2 die Anzeige unterbleiben, wenn sich der Verdacht gegen
einen Angehorigen (§ 72 StGB) richtet, sofern dies das Wohl des Kindes oder Jugendlichen erfordert und
eine Mitteilung an die Kinder- und Jugendhilfetriger und gegebenenfalls eine Einbeziehung einer
Kinderschutzeinrichtung an einer Krankenanstalt erfolgt.*

Artikel 21
Anderung des Psychologengesetzes 2013

Das Psychologengesetz 2013, BGBI. I Nr. 182/2013, zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 59/2018, wird wie folgt gedndert:

Dem § 37 werden folgende Abs. 3 bis 6 angefiigt:

,»(3) Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, soweit die Berufsangehorigen
1. der Anzeigepflicht gemaf § Abs. 4 oder

2. der Mitteilungspflicht gemif3 § 37 Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetz 2013 (B-KJHG 2013),
BGBI. I Nr. 69/2013,

nachkommen.

(4) Berufsangehorige sind zur Anzeige an die Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft
verpflichtet, wenn sich in Ausiibung der beruflichen Tétigkeit der begriindete Verdacht ergibt, dass durch
eine gerichtlich strafbare Handlung

1. der Tod, eine schwere Korperverletzung oder eine Vergewaltigung herbeigefiihrt wurde oder

2. Kinder oder Jugendliche misshandelt, gequélt, vernachléssigt oder sexuell missbraucht werden
oder worden sind oder

3. nicht handlungs- oder entscheidungsfahige oder wegen Gebrechlichkeit, Krankheit oder einer
geistigen Behinderung wehrlose Volljdhrige misshandelt, gequélt, vernachlédssigt oder sexuell
missbraucht werden oder worden sind.

(5) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 4 besteht nicht, wenn

1. die Anzeige dem ausdriicklichen Willen der volljahrigen handlungs- oder entscheidungsfahigen
Patientin/des volljdhrigen handlungs- oder entscheidungsfihigen Patienten widersprechen wiirde,
sofern keine unmittelbare Gefahr fiir diese/diesen oder eine andere Person besteht, oder

2. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tatigkeit beeintrdchtigen wiirde, deren Wirksamkeit
eines personlichen Vertrauensverhiltnisses bedarf, sofern nicht eine unmittelbare Gefahr fiir
diese oder eine andere Person besteht, oder

3. Berufsangehorige, die ihre berufliche Tétigkeit im Dienstverhéltnis ausiiben, eine entsprechende
Meldung an den Dienstgeber erstattet haben und durch diesen eine Anzeige an die
Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist.

(6) Weiters kann in Fillen des Abs. 4 Z 2 die Anzeige unterbleiben, wenn sich der Verdacht gegen
einen Angehorigen (§ 72 StGB) richtet, sofern dies das Wohl des Kindes oder Jugendlichen erfordert und
eine Mitteilung an die Kinder- und Jugendhilfetriger und gegebenenfalls eine Einbeziehung einer
Kinderschutzeinrichtung an einer Krankenanstalt erfolgt.
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Artikel 22
Anderung des Psychotherapiegesetzes

Das Psychotherapiegesetz, BGBI. Nr. 361/1990, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I
Nr. 59/2018, wird wie folgt gedndert:

§ 15 lautet:

.8 15. (1) Der Psychotherapeut sowie seine Hilfspersonen sind zur Verschwiegenheit iiber alle ihnen
in Ausiibung ihres Berufes anvertrauten oder bekannt gewordenen Geheimnisse verpflichtet.

(2) Eine Entbindung von der Verschwiegenheitspflicht, insbesondere zum Zweck -einer
Zeugenaussage vor einem Gericht oder einer Verwaltungsbehdrde, ist als hochstpersonliches Recht nur
durch den entscheidungsfahigen Patienten zuldssig.

(3) Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, soweit Psychotherapeuten
1. der Anzeigepflicht gemal Abs. 4 oder

2. der Mitteilungspflicht gemdl3 § 37 Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetz 2013 (B-KJHG 2013),
BGBL I Nr. 69/2013,

nachkommen.

(4) Der Psychotherapeut ist zur Anzeige an die Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft
verpflichtet, wenn sich in Ausiibung der beruflichen Tétigkeit der begriindete Verdacht ergibt, dass durch
eine gerichtlich stratbare Handlung

1. der Tod, eine schwere Kdrperverletzung oder eine Vergewaltigung herbeigefiihrt wurde oder

2. Kinder oder Jugendliche misshandelt, gequilt, vernachléssigt oder sexuell missbraucht werden
oder worden sind oder

3. nicht handlungs- oder entscheidungsfahige oder wegen Gebrechlichkeit, Krankheit oder einer
geistigen Behinderung wehrlose Volljahrige misshandelt, gequélt, vernachlédssigt oder sexuell
missbraucht werden oder worden sind.

(5) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 4 besteht nicht, wenn
1. die Anzeige dem ausdriicklichen Willen der volljghrigen handlungs- oder entscheidungsfahigen
Patientin/des volljdhrigen handlungs- oder entscheidungsfahigen Patienten widersprechen wiirde,
sofern keine unmittelbare Gefahr fiir diese/diesen oder eine andere Person besteht, oder

2. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tétigkeit beeintrdchtigen wiirde, deren Wirksamkeit
eines personlichen Vertrauensverhéltnisses bedarf, sofern nicht eine unmittelbare Gefahr fiir
diese oder eine andere Person besteht, oder

3. Psychotherapeutinnen/Psychotherapeuten, die ihre berufliche Tatigkeit im Dienstverhéltnis
ausiiben, eine entsprechende Meldung an den Dienstgeber erstattet haben und durch diesen eine
Anzeige an die Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist.

(6) Weiters kann in Fillen des Abs. 4 Z 2 die Anzeige unterbleiben, wenn sich der Verdacht gegen
einen Angehorigen (§ 72 StGB) richtet, sofern dies das Wohl des Kindes oder Jugendlichen erfordert und
eine Mitteilung an die Kinder- und Jugendhilfetriger und gegebenenfalls eine Einbeziehung einer
Kinderschutzeinrichtung an einer Krankenanstalt erfolgt.*

Artikel 23
Anderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, BGBI. Nr. 189/1955, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 84/2019, wird wie folgt gedndert:

1. Der bisherige Text des § 460d erhdlt die Absatzbezeichnung ,(1)* und folgende Abs. 2 und 3 werden
angefiigt:

»(2) Versicherungsnummern, andere personenbezogene Ordnungsbegriffe der Sozialversicherung
und allenfalls auch damit verbundene bereichsspezifische Personenkennzeichen nach § 9 des
E-Government-Gesetzes, BGBI. I Nr. 10/2004, sind durch den Dachverband mit verbindlicher Wirkung
fiir alle Sozialversicherungstrager und alle anderen Stellen, von denen die Versicherungsnummer bzw.
das bereichsspezifische Personenkennzeichen als Ordnungsbegriff verwendet wird, zu dndern, wenn dies
auf der Grundlage einer bundesgesetzlichen Regelung beantragt wird. Der Dachverband hat
Vorkehrungen dafiir zu treffen, dass Versicherungszeiten und Anwartschaften, die unter einer

www.ris.bka.gv.at



BGBI. I - Ausgegeben am 29. Oktober 2019 - Nr. 105 25 von 28

Versicherungsnummer gespeichert wurden, auch fiir Angelegenheiten zur Verfligung stehen, die in
weiterer Folge unter Verwendung der geénderten Versicherungsnummer bearbeitet werden.

(3) An Personen, denen eine Namensdnderung nach § 2 Abs. 1 Z 10a des Namensénderungsgesetzes,
BGBI. Nr. 195/1988, bewilligt wurde, ist auf ihren Antrag eine neue Versicherungsnummer zu vergeben.
Dieser Antrag ist unter Vorlage der Dokumente zum Beleg einer solchen Namensdnderung beim
Dachverband zu stellen.*

la. §725 in der Fassung des Art. 9 Z 8 des Finanz-Organisationsreformgesetzes erhdlt die neue
Bezeichnung ,,§ 729, in der Uberschrift zu dieser Bestimmung wird der Ausdruck ,,Art. 7 durch den
Ausdruck ,,Art. 9 ersetzt.

1b. Der bisherige Text des § 727 in der Fassung des Art. 1 Z 4 des Pensionsanpassungsgesetzes 2020
erhdlt die Absatzbezeichnung ,(1)*, und folgender Abs. 2 wird angefiigt:

»(2) Der Richtsatz nach §293 Abs.1 lit.a sublit.aa in der Fassung des
Pensionsanpassungsgesetzes 2020 — PAG 2020, BGBI. I Nr. 105/2019, ist abweichend von den §§ 108
Abs. 6,293 Abs. 2 und 728 Abs. 5 fiir das Kalenderjahr 2020 nicht zu vervielfachen.*

2. Nach § 729 wird folgender § 730 samt Uberschrift angefiigt:
»3chlussbestimmung zu Art. 23 des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 105/2019

§ 730. § 460d in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 105/2019 tritt mit 1. Janner 2020 in
Kraft.

3. Nach § 730 wird folgender § 731 samt Uberschrift angefiigt:

wErginzende Schlussbestimmungen zum Sozialversicherungs-Organisationsgesetz, BGBI. 1
Nr. 100/2018

§ 731. (1) Die folgenden Bestimmungen gelten fiir die Zusammenfiihrung der Gebietskrankenkassen
zur Osterreichischen Gesundheitskasse, der Versicherungsanstalt offentlich Bediensteter und der
Versicherungsanstalt fiir Eisenbahnen und Bergbau zur Versicherungsanstalt fiir 6ffentlich Bedienstete,
Eisenbahnen und Bergbau, der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft und der
Sozialversicherungsanstalt der Bauern zur Sozialversicherungsanstalt der Selbstdndigen sowie im
Verhiltnis zwischen den bisherigen Betriebskrankenkassen und einem Sozialversicherungstriger nach
diesem oder einem anderen Bundesgesetz bzw. der Krankenfiirsorgeanstalt der Bediensteten der Stadt
Wien fiir die im Zusammenhang mit dem Sozialversicherungs-Organisationsgesetz, BGBI. I
Nr. 100/2018, erforderlichen und im Folgenden ndher bezeichneten Vorginge, Rechtshandlungen und
Rechtsgeschifte.

(2) Die durch den Ubergang von Vermogen, Rechten, Pflichten und Verbindlichkeiten veranlassten
(anfallenden) Schriften, Rechtsvorgénge und Rechtsgeschifte sind von allen bundesgesetzlich geregelten
Steuern, Gebiihren und Abgaben befreit.

(3) Der Ubergang von Vermdgensgegenstinden und Verbindlichkeiten sowie sonstiger Rechte und
Pflichten gilt nicht als steuerbarer Umsatz im Sinne des Umsatzsteuergesetzes 1994. Es gelten fiir Zwecke
der Umsatzsteuer die Rechtsverhéltnisse fiir diese Tatigkeit als Unternehmer/in weiter.

(4) Ubertragene Wirtschaftsgiiter gelten ertragssteuerlich als unentgeltlich iibertragen. Die
Buchwerte sind fortzufiihren.

(5) Lohnsteuerrechtlich treten die iibernehmenden Sozialversicherungstriager in die Rechtsstellung
der bisherigen Arbeitgeber ein.

(6) Der Ubergang von Bestandsverhiltnisse im Wege der Gesamtrechtsnachfolge oder zwischen
Sozialversicherungstrigern oder dem Hauptverband (Dachverband) stellt keine VerduBerung im Sinne
des § 12a Abs. 1 des Mietrechtsgesetzes, BGBI. Nr. 520/1981, und keine Anderung der rechtlichen und
wirtschaftlichen Einflussmdglichkeiten im Sinne des § 12a Abs. 3 leg. cit. dar.

(7) Parteienbezeichnungen und Eintragungen in offentliche Register (Grundbuch, Firmenbuch,
Vereinsregister u. dgl.) betreffend bisherige Sozialversicherungstriger bzw. den Hauptverband sind auf
Anregung des Sozialversicherungstriagers bzw. des Dachverbandes oder bei jeder aus sonstigem Anlass
vorzunehmenden Anderung der Eintragung nach Anhérung des neuen Sozialversicherungstriigers bzw.
des Dachverbandes von Amts wegen zu berichtigen. Die bisherigen Bezeichnungen und Eintragungen
wirken bis zur Berichtigung in rechtlicher Hinsicht, als ob sie bereits berichtigt wéaren.

(8) § 731 Abs. 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 105/2019 tritt am 1. Janner 2020 in
Kraft“
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4. Nach § 731 wird folgender § 732 samt Uberschrift eingefiigt:
,,Ubergangsbestimmungen fiir bestimmte Betriebskrankenkassen

§ 732. (1) Fir den Fall, dass fiir die Betriebskrankenkassen Mondi, voestalpine Bahnsysteme,
Zeltweg und Kapfenberg eine oder mehrere Privatstiftungen gemél § 718 Abs. 9 errichtet werden, gelten
fiir die Aufldsung der Betriebskrankenkassen und fiir die Stiftungen § 718 Abs. 10 und Abs. 10a sowie
die nachfolgenden Regelungen.

(2) Die Betriebskrankenkassen Mondi, voestalpine Bahnsysteme, Zeltweg und Kapfenberg werden
mit Wirksamkeit ab 1. Jinner 2020 aufgeldst. Thr Vermdgen geht mit 1.1.2020 auf die Osterreichische
Gesundheitskasse tiber, soweit im Folgenden nicht anderes bestimmt ist.

(3) Die Betriebsunternehmer der in Abs. 1 genannten Betriebskrankenkassen konnen zum Zweck der
Aufrechterhaltung des fiir die Versicherten, Pensionisten (Beziechern von Rehabilitationsgeld) und deren
anspruchsberechtigten Angehdrigen der Betriebskrankenkasse geltenden Leistungsniveaus bis zum
1. Janner 2020 eine oder mehrere Privatstiftungen zur Forderung der Gesundheit (Privatstiftung zur
betrieblichen Gesundheitsférderung) errichten. Zweck dieser Privatstiftungen ist es, durch die
Finanzierung von Zusatzleistungen zu Leistungen der Osterreichischen Gesundheitskasse die Gesundheit
der gemidll § 26 Abs.1 Z3 ASVG in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung bezeichneten
Personen zu fordern. Dies gilt sinngemif auch fiir kiinftige Beschéftigte, Pensionisten und Bezieher von
Rehabilitationsgeld, sowie die Angehorigen dieser Personen.

(4) Jene Personen, die am 31.12.2019 leitende Angestellte einer dieser Betriebskrankenkassen sind,
und deren Dienstverhiltnis auf die Osterreichische Gesundheitskasse iibergeht, sind fiir eine Periode von
fiinf Jahren Mitglieder des Stiftungsvorstandes der jeweiligen Privatstiftung. Sie iiben diese Tétigkeit als
Teil ihrer Pflichten aus dem Arbeitsverhdltnis aus und scheiden aus dem Stiftungsvorstand durch
Riicktritt, Beendigung des Arbeitsverhéltnisses zur Osterreichischen Gesundheitskasse, spétestens jedoch
mit Ablauf der Funktionsperiode aus. Eine Wiederbestellung oder weitere Wiederbestellungen sind
zuléssig.

(5) Jene Personen, dic am 31.12.2019 die Funktion eines Obmanns der Betriebskrankenkasse
ausiiben, sind bis 31.12.2020 berechtigt, vom Stiftungsvorstand der jeweiligen Privatstiftung in allen
Belangen, die die Auflosung der Betriebskrankenkasse sowie den Ubergang von Aufgaben der
Betriebskrankenkasse auf die Privatstiftung betreffen, insbesondere zur Schlussbilanz und gegebenenfalls
zu Kooperationsvertrigen, die die Stiftung mit der Osterreichischen Gesundheitskasse abschlieBt,
Auskiinfte zu verlangen, die unverziiglich zu erteilen und {iber Ersuchen der ehemaligen Obménner mit
diesen zu beraten sind. Sie haben fiir ihre Tétigkeit, durch die kein Dienstverhiltnis begriindet wird,
Anspruch auf Unterstiitzung durch die Stiftung sowie gegeniiber der Stiftung Anspruch auf
Funktionsgebiihren und Auslagenersidtze entsprechend den am 31. Dezember 2019 fiir sie geltenden
Regelungen.

(6) Wenn eine Privatstiftung gemdl3 Abs. 3 errichtet wird, gehen die im Eigentum der jeweiligen
Betriebskrankenkasse befindlichen Immobilien sowie 90% des, im Jahresabschluss der jeweiligen
Betriebskrankenkasse fiir das Jahr 2018 abziiglich des Werts der Immobilien ausgewiesenen,
Reinvermdgens der Betriebskrankenkasse mit Ablauf des 31. Dezember 2019 auf die Stiftung iiber. Die
Osterreichische Gesundheitskasse hat von dem mit Ablauf des 31. Dezember 2019 iibergehenden
Reinvermogens der jeweiligen Betriebskrankenkasse am 31. Marz 2020 einen Teil an die Stiftung zu
iibertragen, der als Prozentsatz des in der Schlussbilanz der Betriebskrankenkasse ausgewiesenen
Reinvermoégens durch Verordnung der Bundesministerin fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit und
Konsumentenschutz festzulegen ist. Der Prozentsatz ist in Abhéngigkeit von der Summe der bisher vom
Betriebsunternehmer getragenen Verwaltungskosten und unter Bedachtnahme auf das Alter der
Anspruchsberechtigten festzusetzen. Die Verordnung ist spitestens am 30. November 2019
kundzumachen.

(7) Die Osterreichische Gesundheitskasse und die jeweilige Stiftung sind berechtigt und verpflichtet,
im Wege einer Kooperationsvereinbarung das Service fiir die Begiinstigten der Stiftung sowie die
Versicherten der Osterreichischen Gesundheitskasse kostengiinstig und versichertenfreundlich
sicherzustellen.*
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Artikel 24
Anderung des Verbrechensopfergesetzes

Das Verbrechensopfergesetz (VOG), BGBI. Nr. 288/1972, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 100/2018, wird wie folgt gedndert:

1. Dem § 1 wird folgender Abs. 9 angefiigt:

»(9) Opfer eines Einbruchsdiebstahls (§ 129 StGB) in die regelméfBig bewohnte eigene Wohnung
haben einen Anspruch auf die Leistungen nach § 4 Abs. 5 und § 4a.*

2. § 8 Abs. 3 lautet:

»(3) Von Hilfeleistungen sind Personen ausgeschlossen, die auf ihre Schadenersatzanspriiche aus
dem Verbrechen verzichtet haben. Weiters sind Personen ausgeschlossen soweit sie auf Grund
ausldndischer gesetzlicher Vorschriften gleichartige staatliche Leistungen erhalten konnen, sofern es sich
nicht um Unionsbiirger handelt, die diec Handlung nach § 1 Abs. 1 in Osterreich (§ 1 Abs. 6 Z 1) erlitten
haben.*

3. In § 10 Abs. 1 erster Satz wird der Ausdruck ,,zwei Jahren® durch den Ausdruck ,,drei Jahren® ersetzt.

4. Nach § 10 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefiigt:

»(1a) Zur Zeit der Tatbegehung minderjahrige Opfer konnen die Leistung nach § 2 Z 10 auch
innerhalb von drei Jahren nach rechtskréftiger Beendigung oder Einstellung des Strafverfahrens
beantragen. Ein Leistungsanspruch besteht in diesem Fall bei Erfiillung der sonstigen Voraussetzungen,
wenn im Strafurteil oder einem im Gerichtsverfahren eingeholten medizinischen Gutachten das Vorliegen
einer schweren Korperverletzung (§ 84 Abs. 1 StGB) ausdriicklich bestétigt wird.*

5. Dem § 16 wird folgender Abs. 22 angefiigt:

»(22) Die §§1 Abs. 9, 8 Abs.3, 10 Abs. 1 erster Satz und 10 Abs. la in der Fassung des
Gewaltschutzgesetzes 2019 BGBI. I Nr. 105/2019 treten mit 1. Janner 2020 in Kraft. Die §§ 1 Abs. 9 und
10 Abs. 1 erster Satz in der Fassung des Gewaltschutzgesetzes 2019 BGBI. I Nr. 105/2019 sind auf
Handlungen im Sinne des § 1 Abs. 1 anzuwenden, die ab dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
begangen wurden.

Artikel 25
Anderung des Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetz 2013
Das Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetz 2013 (B-KJHG 2013), BGBI. I Nr. 69/2013, in der
Fassung des Datenschutz-Anpassungsgesetzes—Bundeskanzleramt BGBI. 1 Nr. 32/2018 wird wie folgt
gedndert:
1. Im § 37 wird nach Abs. 1 folgender Abs. la eingefiigt:

»(1a) Ergibt sich in Ausiibung einer beruflichen Tétigkeit im Rahmen der Geburt oder der
Geburtsanmeldung in einer Krankenanstalt der begriindete Verdacht, dass das Wohl eines Kindes, dessen
Mutter Opfer von weiblicher Genitalverstiimmelung geworden ist, erheblich gefahrdet ist, und kann diese
konkrete erhebliche Gefiahrdung des Kindes anders nicht verhindert werden, ist von der Krankenanstalt
unverziiglich schriftlich Mitteilung an den ortlich zustdndigen Kinder- und Jugendhilfetriger zu
erstatten.“

2. Im § 37 Abs. 2 wird nach dem Wort ,Mitteilung® die Wortfolge ,,gemal} Abs. 1 und 1a“ eingefiigt.

3. Dem § 47 wird folgender Abs. 5 angefiigt:
»(5) § 37 Abs. laund 2 in der Fassung des BGBI. I Nr. 105/2019 treten mit 1. Janner 2020 in Kraft.*
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Artikel 26
Inkrafttreten

Art. 4 in der Fassung des Gewaltschutzgesetzes 2019, BGBI. I Nr. 105/2019, tritt mit 01. 01. 2020 in
Kraft.

Van der Bellen

Bierlein

www.ris.bka.gv.at



BUNDESKANZLERAMT

AMTSSIGNATUR

Unterzeichner

serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2019-10-29T14:19:28+01:00
Informationen zur Prufung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
e : Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Prafinformation Informationen zur Prufung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://lwww.bka.gv.at/verifizierung
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.




	BUNDESGESETZBLATT
	Inhaltsverzeichnis
	Artikel 1
	Änderung des Sicherheitspolizeigesetzes
	1. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu § 38a:
	2. Dem § 22 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
	3. Dem § 25 wird folgender Abs. 4 angefügt:
	4. § 35 Abs. 1 Z 8 lautet:
	5. § 38a samt Überschrift lautet:
	6. § 56 Abs. 1 Z 3 lautet:
	7. § 56 Abs. 1 Z 8 lautet:
	8. Dem § 56 Abs. 1 wird folgende Z 9 angefügt:
	9. In § 58c Abs. 3 werden das Wort „Betretungsverbot“ durch die Wortfolge „Betretungs- und Annäherungsverbot“, der Verweis „§ 38a Abs. 6“ durch den Verweis „§ 38a Abs. 7“ sowie jeweils die Wortfolge „ein Jahr“ durch die Wortfolge „drei Jahre“ ersetzt.
	10. § 84 Abs. 1 Z 2 lautet:
	11. Dem § 84 Abs. 1 Z 7 wird ein Beistrich angefügt.
	12. In § 84 Abs. 1 werden im Schlussteil die Zahl „500“ durch die Zahl „1 000“, die Zahl „2 300“ durch die Zahl „4 600“, das Wort „Freiheitsstrafe“ durch das Wort „Ersatzfreiheitsstrafe“ sowie das Wort „zwei“ durch das Wort „vier“ ersetzt.
	13. In § 84 Abs. 1a entfallen die Wortfolge „einer präventiven Rechtsaufklärung nach § 38a Abs. 6a,“ sowie der Verweis „§ 38a Abs. 6a,“ und es werden die Zahl „500“ durch die Zahl „1 000“, die Zahl „2 300“ durch die Zahl „4 600“ sowie das Wort „zwei“ ...
	14. In § 84 wird nach Abs. 1a folgender Abs. 1b eingefügt:
	15. In § 84 Abs. 2 wird nach der Wortfolge „Verwaltungsübertretung gemäß Abs. 1“ die Wendung „oder 1b“ eingefügt.
	16. Dem § 94 wird folgender Abs. 47 angefügt:
	17. § 97 Abs. 4 entfällt.
	18. In § 98 Abs. 2 wird der Verweis „§§ 38a Abs. 5“ durch den Verweis „§§ 38a Abs. 6“ ersetzt.


	Artikel 2
	Änderung des Namensänderungsgesetzes
	1. In § 2 Abs. 1 wird nach Z 10 folgende Z 10a eingefügt:
	2. In § 2 Abs. 2 wird im Einleitungsteil nach der Zahl „10“ ein Beistrich und die Wendung „10a“ eingefügt.
	3. In § 3 Abs. 1 Z 8 wird nach der Wendung „bis 9a“ die Wendung „oder 10a“ eingefügt.
	4. In § 11 erhält der letzte Absatz die Absatzbezeichnung „(9)“ und es wird folgender Abs. 10 angefügt:


	Artikel 3
	Änderung des Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuchs
	1. In § 211 Abs. 2 wird das Zitat „§§ 382b und 382e EO“ durch das Zitat „§§ 382b, 382e und 382g EO“ ersetzt.
	2. Dem § 1494 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
	3. § 1503 wird folgender Abs. 13 angefügt:


	Artikel 4
	Änderung des Strafgesetzbuches
	1. § 33 Abs. 2 lautet:
	2. § 33 Abs. 3 entfällt.
	2a. In § 39 Abs. 1 StGB wird im ersten Satz das Wort „kann“ durch die Wendung „erhöht sich“ ersetzt und entfällt die Wendung „überschritten werden“.
	3. Im § 39 wird nach dem Abs. 1 folgender Abs. 1a eingefügt:
	4. Im § 39 Abs. 2 wird im ersten Satz nach dem Wort „Jahre“ die Wendung „ , bei einer Verurteilung wegen einer mit zehn oder mehr Jahren Freiheitsstrafe bedrohten strafbaren Handlung mehr als zehn Jahre,“ eingefügt.
	4a. In § 39 Abs. 2 wird im zweiten Satz nach dem Wort „Strafe“ die Wendung „bedingt nachgesehen oder“ eingefügt.
	5. § 39a und seine Überschrift lauten:
	6. Dem § 43 wird folgender Abs. 3 angefügt:
	6a. In § 43a Abs. 1 bis 4 wird das Zitat „§ 43“ jeweils durch das Zitat „§ 43 Abs. 1“ ersetzt.
	7. Im § 64 Abs. 1 Z 4a wird die Wendung „im Sinne von § 90 Abs. 3“ durch den Klammerausdruck „(§ 85 Abs. 1 Z 2a)“ ersetzt.
	7a. § 83 Abs. 3 lautet:
	8. Im § 85 Abs. 1 wird das Wort „oder“ am Ende der Z 2 durch einen Beistrich ersetzt und nach der Z 2 folgende Z 2a eingefügt:
	9. In § 87 wird nach dem Abs. 1 nachfolgender Abs. 1a eingefügt:
	10. Im § 87 Abs. 2 werden nach der Wendung „Zieht die Tat“ die Wendung „nach Abs. 1“ und nach der Wendung „einem bis zu fünfzehn Jahren,“ die Wendung „im Falle des Abs. 1a mit Freiheitsstrafe von zwei bis zu fünfzehn Jahren,“ eingefügt.
	11. Im § 90 Abs. 3 wird die Wendung „Verstümmelung oder sonstige Verletzung der Genitalien, die geeignet ist, eine nachhaltige Beeinträchtigung des sexuellen Empfindens herbeizuführen,“ durch die Wendung „Genitalverstümmelung (§ 85 Abs. 1 Z 2a)“ ersetzt.
	11a. § 91a und seine Überschrift lauten:
	12. Im § 107a Abs. 2 werden das Wort „oder“ am Ende der Z 3 durch einen Beistrich und der Punkt am Ende der Z 4 durch das Wort „oder“ ersetzt sowie nach der Z 4 folgende Z 5 angefügt:
	13. § 107a Abs. 3 lautet:
	14. Im § 107b treten an die Stelle der Abs. 3 und 4 folgende Abs. 3, 3a und 4:
	15. Im § 201 Abs. 1 wird das Wort „einem“ durch das Wort „zwei“ ersetzt.
	16. § 220b lautet:


	Artikel 5
	Änderung des Jugendgerichtsgesetzes 1988
	1. In § 19 wird nach Abs. 3 wird folgender Abs. 4 angefügt:
	2. In § 63 wird nach dem Abs. 11 folgender Abs. 12 angefügt:


	Artikel 6
	Änderung der Strafprozeßordnung 1975
	1. In § 52 Abs. 2 wird der Punkt am Ende der Z 3 durch einen Beistrich ersetzt und nach Z 3 folgende Z 4 angefügt:
	2. In § 53 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
	3. § 66a Abs. 1 zweiter Satz lautet:
	4. In § 66a Abs. 2 wird nach der Z 1 folgende Z 1a eingefügt:
	5. In § 68 Abs. 1 wird die Zitierung „§§ 51, 52 Abs. 1, Abs. 2 Z 1 und 3 sowie 53“ durch die Zitierung „§§ 51, 52 Abs. 1, Abs. 2 Z 1, 3 und 4 sowie 53“ ersetzt.
	6. § 70 Abs. 1 und 2 lauten:
	7. Der bisherige Inhalt des § 70 Abs. 2 erhält die Absatzbezeichnung „(3)“.
	8. § 76 Abs. 4 lautet:
	9. In § 76 wird nach Abs. 5 folgender Abs. 6 angefügt:
	10. § 80 Abs. 1 zweiter Satz lautet:
	11. In § 96 Abs. 5 wird im zweiten Satz nach dem Wort „sogleich“ das Wort „gebührenfrei“ eingefügt.
	12. In § 165 Abs. 4 wird die Wendung „und die in § 156 Abs. 1 Z 1 und 2 erwähnten Zeugen“ durch die Wendung „ , die in § 156 Abs. 1 Z 1 erwähnten Zeugen sowie Zeugen, auf die die in § 66a Abs. 1 erwähnten Kriterien zutreffen,“ ersetzt.
	13. § 173 Abs. 5 Z 3 lautet wie folgt:
	14. In § 206 Abs. 1 vierter Satz wird die Wendung „im Fall von Gewalt in Wohnungen (§ 38a SPG)“ durch die Wendung „im Fall eines erteilten Betretungs- und Annäherungsverbotes zum Schutz vor Gewalt nach § 38a Abs. 1 SPG“ ersetzt.
	15. In § 250 Abs. 3 wird nach der Wendung „Opfer gemäß § 65 Z 1 lit. a“ die Wendung „und besonders schutzbedürftige Opfer (§ 66a)“ eingefügt.
	16. In § 410 Abs. 1 entfällt im Klammerbegriff die Wendung „und 4“.
	17. In § 514 wird nach dem Abs. 40 folgender Abs. 41 angefügt:


	Artikel 7
	Änderung des Strafregistergesetzes 1968
	1. In § 4 Abs. 5 wird das Wort „Dauer“ durch das Wort „Aufhebung“ ersetzt.
	2. § 9 Abs. 1 Z 3 lautet:
	3. In § 9 Abs. 1 wird nach der Z 3 folgende Z 4 angefügt:
	4. Die Überschrift zu § 9a lautet:
	5. In § 9a Abs. 1 Z 1 wird die Wendung „die Sachwalterschaft“ durch die Wendung „den Erwachsenenschutz“ ersetzt.
	6. § 9a Abs. 2 lautet wie folgt:
	7. In § 10 werden nach dem Abs. 1b folgende Abs. 1c und Abs. 1d eingefügt:
	8. In § 10b Abs. 2 erster Satz wird nach dem Wort „Minderjähriger“ die Wendung „oder die Pflege und Betreuung wehrloser Personen (§ 220b StGB)“ eingefügt.
	9. In § 10b Abs. 2 dritter Satz wird das Wort „ist“ durch die Wendung „und Abs. 1d sind“ ersetzt.
	10. In § 11 Abs. 4a wird nach dem Zitat „§ 10 Abs. 1a“ die Wendung „und Abs. 1c“ eingefügt.
	11. In § 12 Abs. 1 zweiter Satz wird die Wendung „bestimmt sich nach deren vom ordentlichen Gericht verfügten Dauer“ durch die Wendung „erfolgt nach der Mitteilung des ordentlichen Gerichtes über dessen rechtskräftig erfolgte Aufhebung“ ersetzt.
	12. In § 14 wird nach dem Abs. 14 folgender Abs. 15 eingefügt:


	Artikel 8
	Änderung des Tilgungsgesetzes 1972
	1. § 6 Abs. 1 Z 8 lautet:
	2. In § 6 Abs. 1 wird nach der Z 8 folgende Z 9 angefügt:
	3. In § 9 wird nach dem Abs. 1j folgender Abs. 1k eingefügt:


	Artikel 9
	Änderung der Exekutionsordnung
	1. § 382b Abs. 2 lautet:
	1a. In § 382c Abs. 1 wird die Wendung „Betretungsverbot gestellt (§ 38a Abs. 7 SPG)“ durch die Wendung „Betretungs- und Annäherungsverbot gestellt (§ 38a Abs. 10 SPG)“ ersetzt.
	2. In § 382c Abs. 3 wird das Wort „Beschluß“ durch das Wort „Beschluss“ ersetzt.
	3. In § 382c Abs. 3 Z 2 wird nach dem Ausdruck „Kinder- und Jugendhilfeträger“ die Wendung „sowie das Pflegschaftsgericht“ eingefügt.
	3a. In § 382c Abs. 4 wird die Wendung „aus Anlaß einer Wegweisung nach § 38a Abs. 3 SPG“ durch die Wendung „nach § 38a Abs. 2 Z 5 SPG aus Anlass der Anordnung eines Betretungs- und Annäherungsverbots“ ersetzt.
	4. In § 382d Abs. 2 wird das Zitat „§ 382b Abs. 1 EO“ durch das Zitat „§ 382b Abs. 1“ ersetzt.
	5. In § 382d Abs. 4 wird am Ende folgender Satz angefügt:
	6. § 382d wird folgender Abs. 5 angefügt:
	7. In § 382e Abs. 1 werden in Z 1 am Ende das Wort „und“ durch einen Beistrich ersetzt, in Z 2 am Ende der Beistrich durch das Wort „und“ ersetzt und folgende Z 3 angefügt:
	8. § 382e Abs. 2 erster Satz lautet:
	9. In § 382e Abs. 3 wird vor dem ersten Satz folgender Satz eingefügt:
	10. In § 382g Abs. 1 werden in Z 6 am Ende der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und folgende Z 7 und 8 angefügt:
	11. § 382g Abs. 2 erster Satz lautet:
	12. § 382g Abs. 3 erster und zweiter Satz lauten:
	13. § 391 Abs. 2 lautet:
	14. § 395 wird folgender Abs. 3 angefügt:
	15. § 399 samt Überschrift lautet:
	16. Nach § 399b wird folgender § 399c samt Überschrift eingefügt:
	17. Nach § 449 wird folgender § 450 samt Überschrift angefügt:


	Artikel 10
	Änderung des Bundesgesetzes, mit dem das Sicherheitspolizeigesetz geändert wird und Verstöße gegen bestimmte einstweilige Verfügungen zum Schutz vor Gewalt und zum Schutz vor Eingriffen in die Privatsphäre zu Verwaltungsübertretungen erklärt werden (S...
	1. Die Überschrift des § 1 in Artikel 2 lautet:
	2. Artikel 2 § 1 Abs. 1 lautet:
	3. In Artikel 2 § 3 erhält der bisherige Text die Absatzbezeichnung „(1)“ und es wird folgender Abs. 2 angefügt:


	Artikel 11
	Änderung des Ärztegesetzes 1998
	1. In § 51 Abs. 1 entfällt der vorletzte Satz.
	2. § 54 samt Überschrift lautet:


	Artikel 12
	Änderung des Gesundheits- und Krankenpflegegesetzes
	1. Im Inhaltsverzeichnis entfällt der Eintrag zu § 8.
	2. Dem § 6 wird folgender Abs. 3 angefügt:
	3. § 7 lautet:
	4. § 8 samt Überschrift entfällt.


	Artikel 13
	Änderung des Hebammengesetzes
	1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 6 folgender Eintrag eingefügt:
	2. § 6 Abs. 5 entfällt.
	3. Nach § 6 wird folgender § 6a samt Überschrift eingefügt:
	4. Nach § 7 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefügt:


	Artikel 14
	Änderung des Kardiotechnikergesetzes
	1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 7 folgender Eintrag eingefügt:
	2. Nach § 7 wird folgender § 7a samt Überschrift eingefügt:
	3. Dem § 8 wird folgender Abs. 3 angefügt:


	Artikel 15
	Änderung des MTD-Gesetzes
	1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 11d folgender Eintrag eingefügt:
	2. Dem § 11c wird folgender Abs. 3 angefügt:
	3. Nach § 11d wird folgender § 11e samt Überschrift eingefügt:


	Artikel 16
	Änderung des Medizinische Assistenzberufe-Gesetzes
	1. In § 13 Abs. 6 wird der Punkt am Ende der Z 2 durch das Wort „oder“ ersetzt und folgende Z 3 angefügt:
	2. Dem § 13 werden folgende Abs. 7 bis 9 angefügt:


	Artikel 17
	Änderung des Medizinischer Masseur- und Heilmasseurgesetzes
	1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 3 folgender Eintrag eingefügt:
	2. Im Inhaltsverzeichnis entfällt der Eintrag zu § 7.
	3. Nach § 3 wird folgender § 3a samt Überschrift eingefügt:
	4. Dem § 4 wird folgender Abs. 3 angefügt:
	5. § 7 samt Überschrift entfällt.
	6. In § 35 Abs. 1 entfällt die Absatzbezeichnung „(1)“.
	7. § 35 Abs. 2 bis 5 entfällt.


	Artikel 18
	Änderung des Sanitätergesetzes
	1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 5 folgender Eintrag eingefügt:
	2. Nach § 5 wird folgender § 5a samt Überschrift eingefügt:
	3. Dem § 6 wird folgender Abs. 3 angefügt:


	Artikel 19
	Änderung des Zahnärztegesetzes
	1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 21 folgender Eintrag eingefügt:
	2. Dem § 21 wird folgender Abs. 6 angefügt:
	3. Nach § 21 wird folgender § 21a samt Überschrift eingefügt:
	4. In § 75 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
	5. Dem § 75 werden folgende Abs. 3 bis 5 angefügt:


	Artikel 20
	Änderung des Musiktherapiegesetzes
	1. § 32 Abs. 2 lautet:
	2. Nach § 32 Abs. 2 werden folgende Abs. 3 bis 6 angefügt:


	Artikel 21
	Änderung des Psychologengesetzes 2013
	Dem § 37 werden folgende Abs. 3 bis 6 angefügt:


	Artikel 22
	Änderung des Psychotherapiegesetzes
	§ 15 lautet:


	Artikel 23
	Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes
	1. Der bisherige Text des § 460d erhält die Absatzbezeichnung „(1)“ und folgende Abs. 2 und 3 werden angefügt:
	1a. § 725 in der Fassung des Art. 9 Z 8 des Finanz-Organisationsreformgesetzes erhält die neue Bezeichnung „§ 729“; in der Überschrift zu dieser Bestimmung wird der Ausdruck „Art. 7“ durch den Ausdruck „Art. 9“ ersetzt.
	1b. Der bisherige Text des § 727 in der Fassung des Art. 1 Z 4 des Pensionsanpassungsgesetzes 2020 erhält die Absatzbezeichnung „(1)“, und folgender Abs. 2 wird angefügt:
	2. Nach § 729 wird folgender § 730 samt Überschrift angefügt:
	3. Nach § 730 wird folgender § 731 samt Überschrift angefügt:
	4. Nach § 731 wird folgender § 732 samt Überschrift eingefügt:


	Artikel 24
	Änderung des Verbrechensopfergesetzes
	1. Dem § 1 wird folgender Abs. 9 angefügt:
	2. § 8 Abs. 3 lautet:
	3. In § 10 Abs. 1 erster Satz wird der Ausdruck „zwei Jahren“ durch den Ausdruck „drei Jahren“ ersetzt.
	4. Nach § 10 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt:
	5. Dem § 16 wird folgender Abs. 22 angefügt:


	Artikel 25
	Änderung des Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetz 2013
	1. Im § 37 wird nach Abs. 1 folgender Abs. 1a eingefügt:
	2. Im § 37 Abs. 2 wird nach dem Wort „Mitteilung“ die Wortfolge „gemäß Abs. 1 und 1a“ eingefügt.
	3. Dem § 47 wird folgender Abs. 5 angefügt:


	Artikel 26
	Inkrafttreten
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